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Standpunkt

November–Dezember 2014

A
uch Österreich leidet immer noch an den 

Folgen der Wirtschaftskrise. Noch sind 

unsere Rahmenbedingungen besser als in 

vergleichbaren Ländern.  Die industrielle Produk-

tion hat zwar wieder das Niveau aus den Jahren vor 

der Krise erreicht. Doch die Arbeitslosenzahlen sind 

mittlerweile bedenklich hoch.

Die Industrie schaff t Arbeitsplätze für knapp 

400.000 Menschen. Vieles wird von den industrie-

politischen Rahmenbedingungen abhängen, ob 

es weiterhin gelingt, Österreich als Standort abzu-

sichern. Leider wurden bereits falsche Weichen 

gestellt: In der Vergangenheit wurden Schlüssel-

unternehmen verschleudert, mit fatalen Folgen 

für Volkswirtschaft und Beschäftigte. Als Gewerk-

schaft stehen wir daher hinter der aktiven Mitge-

staltung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

und sehen die Sozialpartnerschaft als einen ganz 

wesentlichen Faktor, der den Standort aufwertet 

und absichert.

Österreich  investiert auch in die Forschung und 

Entwicklung. Die Forschungsquote beträgt derzeit 

2,88 Prozent, unser Ziel sind 3,76 Prozent im Jahr 

2020. Den Schlüssel dafür hält die öff entliche For-

schungsförderung in der Hand. Hier bräuchte es 

noch mehr Mut und mehr Risikobereitschaft, um 

Unternehmen und Forschungseinrichtungen den 

Rücken zu stärken.

Nur durch Innovationen kann die Wertschöpfung 

erfolgreich sichergestellt werden, der Wandel 

muss weiterhin zu höherwertigen Produkten und 

Dienstleistungen gehen. Dazu brauchen wir nicht 

nur modernste Infrastrukturen, sondern vor allem 

eines: Bildung! Schulbildung, Berufsbildung und 

Universitäten sind der Schlüssel zum Erfolg. Daher 

gilt es zu betonen, wie lebenswichtig Reformen des 

Bildungswesens und Investitionen sind. Es braucht 

die besten Fachkräfte, nur so kann sich der Stand-

ort weiterentwickeln.

Die österreichische Politik muss sich daher zu einer 

aktiven Industriepolitik bekennen. Als Gewerk-

schaft fordern wir Investitionen in den Standort – 

besonders in Infrastruktur und Bildung –  und eine 

Abkehr von der Sparpolitik, damit die Zukunft der 

Unternehmen und die Arbeitsplätze gesichert sind. 

Für diese Vorhaben werden wir unsere Kräfte auf-

bieten müssen, es liegt viel Arbeit vor uns. In die-

sem Sinne wünschen wir allen unseren Mitglie-

dern erholsame Feiertage und ein erfolgreiches, 

kraftvolles neues Jahr! 

Die Weichen für die Zukunft
von Dwora Stein
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Die Wirtschaftskrise geht auch an der österreichischen Industrie 
nicht spurlos vorbei. Gerade jetzt müssen Rahmenbedingungen 
zum Erhalt der industriellen Substanz des Landes geschaffen 
werden. 

von Martin Panholzer und Barbara Lavaud

Industriestandort Industriestandort 
ÖsterreichÖsterreich
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Die Wirtschaftskrise ist 
immer noch nicht aus-
gestanden. Zeitweise 

gab es Entwarnung, dann ver-
düsterten wieder schlechte 
Prognosen den Horizont.  Die  
politische Krise im Zuge des 
Russland-Ukraine-Konfl ikts 
führt zu zusätzlicher Unsi-
cherheit. Was bedeutet das 
für den Wirtschaftsstandort 
Österreich? Wird die Krise 
langfristig der Industriepro-
duktion schaden?

Manche Akteure zeichnen 
Horrorszenarien, wie z. B. der 
Fachverband Maschinen- und 
Metallwarenindustrie (FMMI) 
bei der Herbstlohnrunde, und 
mahnen, dass ein Steigen der 
Lohnkosten mittelfristig einen 
Bankrott des Produktions-
standortes bedeuten würde. 
Auch Voestalpine-Chef Wolf-
gang Eder ließ neulich verlau-
ten, dass weitere Umweltauf-
lagen die stahlerzeugenden 
Betriebe wie den seinen zur 
Abwanderung in ihnen güns-
tiger gesonnene Länder zwin-
gen würden. Kann die heimi-
sche Wirtschaft trotz Kosten-
drucks weiterhin konkurrenz-
fähig bleiben? 

Karl Aiginger, der Chef des 
Wirtschaftsforschungsinsti-
tuts (WIFO), brachte es im 
Rahmen einer industriepoli-
tischen Tagung von AK und 

ÖGB im November auf den 
Punkt: „Den Standort erhal-
ten wir nicht durch Kosten-
senkung, sondern durch Pro-
duktivitätssteigerungen.“ 
Dafür seien die Rahmenbe-
dingungen in Österreich nach 
wie vor sehr gut. Die Betriebe 
müssten sich auf ihre Stärken, 
wie hohe Innovationskraft 
und hoch entwickelte Techno-
logie, besinnen und  die Poli-
tik muss für die nötigen Rah-
menbedingungen sorgen.

Österreich hat wichtige Leit-
betriebe, wie etwa die Voestal-
pine und Siemens Österreich, 
die auf dem Weltmarkt gut 
bestehen können und eine 
hohe Exportquote aufweisen. 
Diese Leitbetriebe, an denen 
viele nachgelagerte Bereiche 
sowohl in der Industrie als 
auch im Dienstleistungsbe-
reich hängen, zu erhalten, sei 
essenziell. Aiginger plädiert 
für eine sogenannte „High-
Road-Strategie“. Trotz einer 
soliden Grundstruktur ortet 
der Chef des WIFO dringen-
den Handlungsbedarf, etwa 
bei der Abgabenstruktur. Der 
Faktor Arbeit sei in Öster-
reich viel zu hoch belastet, 
dieser müsse entlastet und 
dafür etwa Grund und Boden 
und Umweltbelastung stär-
ker belastet werden. Im Bil-
dungssystem herrsche eine 
Baustelle, und gerade die
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Verfügbarkeit hoch qualifi zierter 

Arbeitskräfte, die auch mit der ent-

sprechenden sozialen Kompetenz 

ausgestattet sind, sei unerlässlich. 

Aiginger unterstützt die zuletzt auch 

von der Industriellenvereinigung 

forcierten gemeinsamen Ganztags-

schulen für alle Kinder bis 14.  Die 

Rektorin der Technischen Universi-

tät Wien, Sabine Seidler, pfl ichtete 

Aiginger bei. Soziale Kompetenz und 

auch der Mut zum „Querdenken“  

seien die Basis für Innovation. Die 

österreichische Politik sei gut bera-

ten, eine strategisch ausgerichtete 

Industriepolitik zu forcieren, die auf 

den vorhandenen Stärken aufb aue. 

Eine hoch entwickelte Sozialpolitik, 

die man als wichtige Produktivkraft 

erkennen müsse, gehöre zu den 

Erfolgsdeterminanten einer solchen 

strategisch ausgerichteten Politik, 

betonte Aiginger. 

Industrie 4.0

Gleichzeitig läuft schon seit Jah-

ren, weniger dramatisch, aber dafür 

Die „Smart Factory“ kann 
fl exibel auf die Anforderungen

des Marktes reagieren.

unaufh altsam, ein neuer Prozess der 

Automatisierung und Digitalisie-

rung in den Produktionsbetrieben 

wie auch im Dienstleistungssektor, 

für den der Begriff  „Industrie 4.0“ 

geprägt wurde. Dabei geht es um 

nichts weniger als die vierte indus-

trielle Revolution: 

Die Fabriksarbeit 

wandelt sich. Auf 

die Mechanisie-

rung (Dampf-

maschine) folgte 

die Industriali-

sierung (Fließband) und danach die 

Automatisierung (Roboter). Was wir 

derzeit als vierte Revolution erle-

ben, ist die Vernetzung der Produk-

tion, bei der Mensch, Maschine und 

Roboter entlang der Wertschöp-

fungskette in Echtzeit mittels cyber-

physischer Systeme kommunizie-

ren. Diese Vernetzung erlaubt eine 

Produktion auf Nachfrage, wo sich 

das Produkt den individuellen Wün-

schen des Kunden anpasst. „Smarte“ 

Maschinen heben die Produktion 

auf eine neue Ebene. Ziel dabei ist 

eine hohe Effi  zienz: Die „Smart Fac-

tory“ kann fl exibler als bisher auf die 

Anforderungen des Marktes reagie-

ren. Trotzdem läuten bei solchen 

Veränderungen auch die Alarmglo-

cken: Bringt das weitere Arbeits-

plätze in Gefahr? Wie viel Mensch 

braucht solche Effi  zienz überhaupt 

noch?

Produktentwicklung

Neben den oben genannten  indus-

triellen Leitbetrieben gibt es in 

Österreich auch viele sehr erfolg-

reiche Industrieunternehmen, die 

durch Spezialisierung auf Hochtech-

nologien am Weltmarkt reüssieren 

können. Ein Unternehmen, das die 

Stärken des Standortes Österreich 

sehr erfolgreich nutzt, ist zum Bei-

spiel die  Firma Hoerbiger in Wien.

Das Unternehmen Hoerbiger Ven-

tilwerke GmbH & Co. KG hat sei-

nen Produktionsstandort in Wien-

Simmering. Ein Betrieb, wo solche 

Prozesse der neuen Effi  zienz und 

der Vernetzung in vollem Gange 

sind. Eine Smart-Factory mitten 

in Wien. Hoerbiger ist ein welt-

weiter Konzern, der wirtschaftlich 

kerngesund ist und nachgefragte 

hoch entwickelte Produkte erzeugt. 

Angestellten-Betriebsratsvorsitzen-

der Michael Zins führt stolz durch 

den Betrieb. Seit 35 Jahren geht er 

hier täglich seiner Arbeit nach. Die 

Belegschaft, die er vertritt, fi ndet 

gut abgesicherte Arbeitsplätze und 

beste Rahmenbedingungen vor.

Der Konzern Hoerbiger produziert 

Ventile, Mengenregelungen sowie 

Ringe und Packungen für Kolben-

kompressoren. Zudem entwickelt 

und fertigt das Unternehmen Gas-

motorensteuerungen am Standort. 

Betriebsratsvorsitzender Michael Zins arbeitet seit 35 Jahren im Unternehmen 
Hoerbiger Ventilwerke GmbH & Co. KG in Wien-Simmering. 

©
 N

ur
ith

 W
ag

ne
r-S

tra
us

s



7KOMPETENZKOMPETENZNovember–Dezember 2014

Was wir derzeit als vierte industrielle Revolution erleben, ist die Vernetzung der Produktion, bei der Mensch, Maschine und 
Roboter in Echtzeit mittels cyberphysischer Systeme kommunizieren.

Thema

„Hoerbiger verstand es, über Jahr-

zehnte immer neue Nischenmärkte 

zu erschließen. Das gelang vor 

allem durch neue Innovationen, die 

wir auch selbst gefertigt haben“, 

beschreibt Zins die Gründe für den 

Erfolg des Unternehmens. 

Clevere Lösungen

Das Unternehmen lebt von neuen 

Patenten und Innovationen. Man 

sieht sich selbst als „Tüftler“, sagt 

Zins, man sucht nach cleveren 

Lösungen. Was es dazu braucht, sind 

kluge Köpfe, und die fi nden sich – in 

Wien und Österreich. Denn hier gibt 

es gute Ausbildungsstätten und die 

AbsolventInnen der Universitäten 

und Fachhochschulen.

Gute Fachkräfte sind ein klarer 

Standortvorteil. Nicht nur bei Hoer-

biger sind gut ausgebildete Arbeits-

kräfte und eine hohe F&E-Quote zen-

tral für den wirtschaftlichen Erfolg 

verantwortlich. Das war mit einer 

der Gründe, warum es Österreich 

gelang, die Krise besser zu bewälti-

gen: Weil die Industrieproduktion 

insgesamt an hoher Wertschöpfung 

und Innovation orientiert ist.

Smart und fl exibel

Ist Hoerbiger aber auch dann „smart“, 

wenn es um die Beschäftigten geht? 

„Wir sind fl exibel“, sagt Michael Zins, 

„sowohl bei der Fertigung als auch 

bei der Arbeitszeit.“ Hoerbiger stellt 

kleine Serien her und keine Massen-

produkte. Kleine Serien bedeuten 

aber auch Vielfalt  und verlangen 

den ArbeiterInnen eine hohe Flexi-

bilität ab. Jeder Kunde hat andere, 

spezielle Wünsche und Bedürfnisse. 

Die Smart-Factory kann darauf ein-

gehen: „Manche Aufträge sind an 

einem Vormittag erledigt, am Nach-

mittag wartet ein neuer Auftrag mit 

ganz anderen Vorgaben“, beschreibt 

Zins die Besonderheiten in der Pro-

duktion. Das bedeutet, dass die 

Beschäftigten vielseitig sein müs-

sen und möglichst viele Fertigkeiten 

mitbringen sollten. Wie managt das 
Die Industrieproduktion ist österreichweit an hoher 
Wertschöpfung und Innovation orientiert.
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Die Sozialpartnerschaft 
war immer schon ein enormer 

Standortvorteil für die Produktion.
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Unternehmen diese Herausforde-

rung? „Es gibt eine eigene Qualifi -

kationsmatrix, die alle Fertigkeiten 

aller ArbeiterInnen aufl istet, damit 

diese rasch und zielgerichtet einge-

setzt werden können.“ 

Die Produkte von Hoerbiger erfor-

dern ein hohes Maß an technischen 

Fertigkeiten. Dadurch verschiebt 

sich zwangsläufi g auch das Verhält-

nis zwischen ArbeiterInnen 

und Angestellten. Von 378 

Beschäftigten am Stand-

ort Wien sind derzeit 180 

ArbeiterInnen. Frauen kön-

nen nach der Karenz Teil-

zeit arbeiten. Auch Männer 

gehen in Karenz, sagt Zins, das ist 

durchaus möglich, auch in leitender 

Funktion.

Sichere Zukunft

Die Zukunft des Konzerns, davon ist 

Michael Zins überzeugt, liegt nach 

wie vor in der Weiterentwicklung 

der Technologie. „Die Forschung 

und Entwicklung gehört aber mit 

der Produktionstechnologie zusam-

men, neue Erfi ndungen sollen 

gleich umgesetzt werden können“, 

erklärt Zins. Es macht keinen Sinn, 

Forschung und Produktion an unter-

schiedliche Standorte zu verlegen, 

damit würde diese Kette unterbro-

chen. Produziert wird außerdem 

immer möglichst in der Region für 

die Region. Man versucht, soweit 

möglich in den USA für den ameri-

kanischen Markt zu produzieren, 

in Asien für den asiatischen und in 

Europa für den europäischen.

Keine Bedrohung also durch Auto-

matisierung, keine Wirtschafts-

krise? „Es ist immer wieder eine 

Herausforderung, neue Märkte 

und Nischen zu erobern, um Markt-

schwächen auszugleichen und 

sogar ein gewisses Wachstum zu 

erreichen“, erklärt Zins. Ein hoher 

Automatisierungsgrad ist das Mit-

tel, um erfolgreich zu sein. „Es gibt 

immer wieder Änderungen in der 

Organisation, auch Verlagerungen 

von Produktionsteilen, jedoch ist 

es uns bisher überwiegend gelun-

gen, gemeinsam mit der Firma 

Jeder Kunde hat andere, spezielle Wünsche und Bedürfnisse. Die Smart-Factory kann darauf eingehen.

Strategien zum Erhalt der Arbeits-

plätze zu erarbeiten“, meint Zins.

Sozialpartnerschaft

Die bewährte österreichische Sozial-

partnerschaft war immer schon ein 

enormer Standortvorteil für die Pro-

duktion. Denn sie sorgt nicht nur 

für sozialen Frieden, sondern triff t 

auch politische Entscheidungen mit, 

die für die richtigen Rah-

menbedingungen sorgen. 

„Früher war Industrie-

politik vor allem geprägt 

durch politische Interven-

tionen und direkte oder 

indirekte Eingriff e in ein-

zelne Branchen. Im Rahmen des EU- 

Wettbewerbsrechts ist das heute so 

nicht mehr möglich“, erklärt David 

Mum, Ökonom in der GPA-djp und 

Leiter der Grundlagenabteilung. 

Moderne Industriepolitik kann aber 

sehr wohl gute Rahmenbedingun-

gen schaff en und gewünschte wirt-

schaftliche Entwicklungen fördern. 

„Sie wird den Strukturwandel nicht 

aufh alten, sondern aktiv gestalten“, 

meint Mum. 

Die österreichische Politik muss 

sich daher zu einer aktiven 
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Industriepolitik bekennen. Strate-

gisch sollte diese in drei Richtun-

gen zielen, fordert Mum: „Der Anteil 

der Industrie an der Wertschöpfung 

muss sichergestellt werden. Kon-

zernzentralen und wichtige Unter-

nehmensfunktionen sollen in Öster-

reich bleiben. Der Strukturwandel 

soll hin zu höherwertigen Produkti-

onen und Dienstleistungen gehen, 

daher muss der Schwerpunkt auf 

Bildung, Innovationskraft und 

modernste Infrastrukturen gelegt 

werden.“ 

Das Unternehmen Hoerbiger will 

auch weiterhin in Wien bleiben 

und 2016 in die Seestadt in Wien- 

Aspern übersiedeln. Wien hat sich 

als Standort bewährt: „Gut ausge-

bildete Fachkräfte vor der Haustüre 

zu haben – denn auch die TU Wien 

wird in Aspern vertreten sein – zählt 

mehr, als einen vielleicht etwas kos-

tengünstigeren Standort irgendwo 

weit draußen auf dem Land zu bezie-

hen“, ist Zins überzeugt. Wichtig für 

das Unternehmen ist es daher auch, 

dass die Qualität der Technischen 

Universität und der anderen Wiener 

Ausbildungsstätten erhalten bleibt. 

Hier ist sehr wohl die öff entliche 

Hand gefragt. Auch was die Inves-

titionen in Transport, Verkehr und 

Datentransfer (Breitband-Internet) 

angeht. „Infrastruktur- und Energie-

versorgungsunternehmen sollen in 

öff entlichem Eigentum bleiben und 

mit sicherer Versorgung bei hoher 

Qualität den Standort sichern. Hier 

durch Privatisierungen kurzfristig 

Einnahmen zu lukrieren wäre ein 

fataler Fehler“, ist Mum überzeugt. 

Das duale Berufsausbildungssys-

tem in Österreich zählt weltweit zu 

den besten, doch die Qualität an den 

Universitäten hat in den vergange-

nen Jahren nachgelassen. Auch die 

Qualität der Pfl ichtschulausbildung 

wird von der Industrie kritisiert. 

Hier gilt es, rasch Reformen durch-

zuführen und vor allem raschest die 

erforderlichen Mittel in die Univer-

sitäten zu investieren. Aber selbst 

wenn sich auf nationaler Ebene 

die Rahmenbedingungen optimal 

 
Industriestandort 
Österreich

Die österreichische Indust-
rie kann – vorausgesetzt das 
Umfeld stimmt – durchaus 
optimistisch in die Zukunft 
blicken. Obwohl seit Beginn 
der Krise in der EU mehr als 
vier Mio. Industriearbeits-
plätze verloren gegangen 
sind, hat Österreich seine 
Industrieproduktion inzwi-
schen wieder auf Vorkrisenni-
veau gebracht.
 
Österreich gelang es, die 
Krise besser zu bewältigen, 
gerade auch wegen seines 
starken produzierenden 
Sektors und moderner Infra-
strukturen. Zu den Stärken 
des österreichischen Wirt-
schaftsstandorts zählen vor 
allem die Wettbewerbsfähig-
keit und Diversität der Wirt-
schaft, die hohe F&E-Quote, 
gut ausgebildete Arbeits-
kräfte und auch stabile Rah-
menbedingungen, zu denen 
nicht zuletzt die Sozialpart-
nerschaft ihren Teil beträgt. 

Die Industrie ist nach wie 
vor das Fundament unserer 
Wirtschaft. In der österreichi-
schen Industrie sind knapp 
400.000 Menschen beschäf-
tigt, dazu kommen noch 
jene, die in industrienahen 
Dienstleistungen arbeiten.Moderne Industriepolitik kann gute Rahmenbedingungen schaffen und gewünschte 

wirtschaftliche Entwicklungen fördern.

entwickeln sollten, muss sich auch 

das gesamtwirtschaftliche Umfeld 

in Europa ändern, um wieder eine 

positive Dynamik für die industrielle 

Produktion zu erzeugen. „Eine Über-

windung der wirtschaftlichen Stag-

nation setzt aber letztendlich eine 

Abkehr von der einseitigen Sparpo-

litik der öff entlichen Hand voraus“, 

bekräftigt Mum.  
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Kommentar

W
ir erleben derzeit in 

Europa eine Renaissance 

einer industriepoliti-

schen Diskussion. Tatsächlich hän-

gen Wohlstand und Stabilität davon 

ab, ob es Europa gelingt, die indus-

trielle Grundsubstanz zu erhalten. 

Mit dem Begriff  „Indus-

trie 4.0“ wird zudem seit 

geraumer Zeit eine neue 

qualitative Stufe in der 

industriellen Produktion 

ins Spiel gebracht. Wie 

bei allen Revolutionen im 

Produktionsprozess ist die Gestal-

tung der Rahmenbedingungen die-

ses Wandels essenziell, damit die-

ser im Sinne der Menschen auch 

gelingt. Dass Österreich ein Indus-

trieland ist, ist vielen nicht bewusst, 

und auch nicht die Bedeutung, die 

die industrielle Wertschöpfung für 

alle Bereiche der Gesellschaft hat.

Noch stehen wir im internationa-

len Vergleich relativ gut da. Unser 

Land zeichnet sich durch ein hohes 

Niveau an Forschung und Entwick-

lung und durch gut ausgebildete 

und kreative Beschäftigte aus. Aber 

es müssen jetzt die Bedingungen 

geschaff en werden, um das Niveau 

auch in Zukunft zu sichern. Wir 

Industrie 
hat Zukunft 
Wir benötigen Zukunftsinvestitionen 
in Forschung und Bildung, damit der 
Standort Österreich attraktiv bleibt.
von Wolfgang Katzian

Kommentar
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Es müssen jetzt die Bedingungen 
geschaffen werden, um das Niveau 

für die Zukunft zu sichern.

einseitigen Spardiktats für öff entli-

che Haushalte verhindert Zukunfts-

investitionen, die wir gerade jetzt so 

dringend benötigen. Industriepoli-

tik muss das Ziel haben, die industri-

elle Substanz zu erhalten und durch 

Innovation weiterzuentwickeln. Lei-

der sind Anfang des Jahr-

hunderts in dieser Hinsicht 

politisch falsche Weichen-

stellungen vorgenommen 

worden. Der ÖIAG wurde 

praktisch ausschließlich die 

Funktion einer Privatisie-

rungsagentur zugewiesen. Durch 

den Verkauf wichtiger Unterneh-

men wanderten Entscheidungszen-

tren aus Österreich ab, Produktion 

und Arbeitsplätze gingen verloren. 

Wichtige Infrastrukturinvestitionen 

wie z. B. im Energiebereich wurden 

nur zurückhaltend getätigt.

Alle Akteure sind auch gut beraten, 

die ArbeitnehmerInnen mit ihrer 

Kompetenz und Innovationskraft in 

den Gestaltungsprozess einzubezie-

hen, und zwar durch eine tatsächli-

che Einbindung in strategische Ent-

scheidungen. Die Industrie ist zu 

wichtig, um sie nur jenen zu über-

lassen, die primär ihre eigene Geld-

vermehrung im Auge haben.  

 

brauchen vor allem eine positive 

Diskussion, die nicht von Begriff en 

wie „Absandeln“ und Zusammen-

bruchsszenarien geprägt ist, son-

dern dort ansetzt, wo unsere Stär-

ken liegen.

Wir brauchen zum Beispiel jetzt und 

rasch Reformen im Bildungssystem, 

und wir brauchen jetzt die Sicher-

stellung einer modernen Infrastruk-

tur für die Industrie der Zukunft 

(Stichwort Breitbandausbau). Ich 

bin sehr froh, dass Arbeiterkammer 

und ÖGB gemeinsam im November 

den Startschuss für eine solche posi-

tive Diskussion gegeben haben.

Jetzt geht es darum, auch bei den 

Verantwortlichen in der Bundesre-

gierung, nicht nur die Diskussion, 

sondern auch Maßnahmen einzu-

fordern. Eines ist klar: Mit der plat-

ten Ideologie „Mehr Privat, weniger 

Staat“ werden wir die Zukunft nicht 

gewinnen. Auch die Fortsetzung des 
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Aktuell

Steuerreform: 882.184 
Unterschriften übergeben
Die exakt 882.184 Unterschriften für 

die „Lohnsteuer runter!“-Kampagne 

des ÖGB haben Mitte November den 

Weg ins Bundeskanzleramt gefun-

den. Bei dieser Gelegenheit warben 

ÖGB-Präsident Erich Foglar und AK-

Präsident Rudolf Kaske  noch einmal 

für ihr 5,9 Milliarden Euro-Konzept.

Die herangekarrten Unterschriften 

und eine Resolution wurden von 

Bundeskanzler Werner Faymann 

(SPÖ), Vizekanzler Reinhold Mitter-

lehner und Finanzminister Hans Jörg 

Schelling (beide ÖVP) in Empfang 

genommen. Faymann bedankte 

sich bei all jenen, die unterschrieben 

haben und erinnerte daran, dass es 

sich um eine überparteiliche Initia-

tive handle. 

Die Belastung gehöre vor allem 

für die ArbeitnehmerInnen, aber 

auch für die PensionistInnen run-

ter, bekräftigte Foglar. Das Thema 

habe „oberste Priorität“, betonte 

er. Wichtig sei: „Wir wollen uns das 

nicht selbst zahlen.“ Kaske meinte, 

er verstehe, dass der Wunsch nach 

einer Entlastung auch bei ande-

ren Gruppen bestehe, aber jetzt 

gehe es in erster Linie um die 

ArbeitnehmerInnen. 

 Metall/Bergwerke und 
Gas/Wärme 2014: Alle 
KV-Abschlüsse ident!
 
Nach insgesamt 14 Ver-
handlungsrunden mit den 
sechs Fachverbänden der 
Metallindustrie haben die 
Gewerkschaften GPA-djp und 
PRO-GE im November ihr 
Ziel eines einheitlichen Kol-
lektivvertrages und eines ein-
heitlichen Lohn- und Gehalts-
abschlusses für alle 180.000 
Beschäftigten erreicht. 

Dem ersten Abschluss mit 
dem Fachverband Maschi-
nen- und Metallwarenindus-
trie (FMMI) Ende Oktober 
waren österreichweite 
BetriebsrätInnenkonferenzen 
und Betriebsversammlungen 
in 300 FMMI-Betrieben vor-
ausgegangen.

Für die 17.000 Beschäftig-
ten der Bergwerke und Stahl-
industrie wurde heuer bereits 
zum zweiten Mal eine Mög-
lichkeit geschaffen, sich 
anstelle der Ist-Erhöhung für 
mehr Freizeit zu entscheiden. 
Weiters konnte die Freizeit-
option erstmals auch für die 
Beschäftigten der Fahrzeugin-
dustrie vereinbart werden. 

Der Abschluss im Detail: Die 
KV-Gehälter wurden um 2,1 
Prozent erhöht, ebenso die 
Ist-Gehälter und die Lehr-
lingsentschädigungen. Auf-
wandsentschädigungen und 
Zulagen steigen um durch-
schnittlich 1,7 Prozent. Das 
neue Mindestgrundgehalt 
beträgt  1.724,17 Euro 
(Gas/Wärme: 1.792,08 
Euro). Der neue Kollektivver-
trag gilt seit 1. November. 
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Wie viel Steuern zahle ich? 
Sie möchten sich ein Bild über die eigene Steuer- und Abgabenleistung 
machen? Ab sofort können Sie das auf  www.steuernzahlen.at 
Diese Website des Vereins respekt.net richtet sich an alle Steuerpfl ichti-
gen in Österreich, d. h. alle erwachsenen ArbeitnehmerInnen und alle 
Lehrlinge, Arbeitslose oder MindestsicherungsbezieherInnen. Wenn 
keine Lohn- oder Einkommenssteuer anfällt, dann fallen Konsumsteuern 
an wie Mehrwert- oder Versicherungssteuer. 

Wir möchten über unsere Steuer- und Abgabenleistung informiert sein. 
In Wahrheit wird aber der Transparenz suchende Steuerzahlende von 
der Politik allein gelassen. Daher bietet respekt.net dieses Tool an. Die 
Nutzung dieser BürgerInnenplattform ist übrigens vollkommen anonym.
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KOMPETENZ: Sie haben viele Jahre 

als Übersetzerin mit Flüchtlingen 

gearbeitet. Was sind Ihrer Beobach-

tung nach die dringendsten Bedürf-

nisse von diesen Menschen, die alles 

verloren haben und nun bei uns in 

Österreich eine neue Heimat fi nden 

wollen? 

Julya Rabinowich: Ich denke, Flücht-

linge, die aus einem Kriegsge-

biet hierher gekommen sind, wol-

len nicht in erster Linie ein ruhiges 

Leben, sie wollen schlicht ein Leben, 

überleben. Und das allererste, was 

natürlich auf der Liste der Prioritä-

ten steht, wenn man hier ankommt, 

ist, dass man bleiben kann und hier 

leben darf und nicht abgeschoben 

wird in ein Land, in dem einem defi -

nitiv der Tod oder schwere Verlet-

zungen drohen.

Julya Rabinowich: Aus Tschetsche-

nien. Man könnte sagen, dass das 

ja heute kein Kriegsgebiet ist. Aber 

man kann von einem Kriegsnachhall 

sprechen – der Vater ist tot, der Bru-

der verschollen und nur die Mutter 

und die Tochter sind übrig. Wegen 

ihres Ehemanns wurde die Mut-

ter bedroht. Die Tochter ist schwer 

krank. Sie wurde inzwischen hier 

operiert, hat eine Spenderniere 

ihrer Mutter bekommen, braucht 

keine Dialyse mehr. Es ist so gekom-

men wie es gehen kann, wenn man 

menschlich und sinnvoll verfährt.

KOMPETENZ: Hat sie inzwischen 

Asylstatus bekommen?

Julya Rabinowich: Nein, sie wartet 

noch. Aber Österreich hat sich für 

zuständig erklärt, und ich denke 

KOMPETENZ: Es gibt ja aber auch 

noch die sogenannten sicheren 

Drittländer.

Julya Rabinowich: Die sicheren 

Drittländer – da möchte ich die 

Geschichte von dem Mädchen 

erzählen, das ich aufgefangen habe 

im AKH, was eine Frage des Überle-

bens war. Vor etwa einem Jahr habe 

ich, im AKH als Patientin sitzend, 

ein Mädchen gesehen, das eingelie-

fert wurde, kein Wort Deutsch spre-

chend und noch illegal in Österreich, 

da sie gerade erst hier angekommen 

und auf dem Weg nach Traiskirchen 

war, als sie unterwegs zusammen-

gebrochen ist. Sie hatte ein schwe-

res Nierenversagen. 

KOMPETENZ: Woher kam dieses 

Mädchen?

Nicht Bittsteller sein
Die Schriftstellerin Julya Rabinowich, selbst als Kind aus der Sowjetunion nach 
Wien emigriert, plädiert für die Öffnung des Arbeitsmarkts für Flüchtlinge.
Das Interview führte Alexia Weiss.

Flüchtlinge, die aus einem 
Kriegsgebiet gekommen sind, 
wollen nicht in erster Linie 
ein ruhiges Leben, sie wollen 
schlicht ein Leben – überleben.
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Interview

mir, dass sie sehr gute Chancen hat, 

zu bleiben. Diese Geschichte zeigt, 

dass die Frage des Überlebens oft 

eine ganz unmittelbare ist. Das war 

ein 18-jähriges Mädchen und ich 

denke mir, wenn wir keinen Platz 

haben für ein 18-jähriges Mädchen 

in Not, dann sollten wir uns eigent-

lich schämen, denn so schlecht 

geht es uns nicht. In Syrien wurden 

Unmengen von Flüchtlingen von 

den umliegenden Ländern aufge-

nommen, die ganz sicher nicht bes-

ser gestellt sind als Österreich, was 

ihr Wohlhaben anbelangt. Wobei 

ich natürlich weiß: Österreich ist 

ein kleines Land, und es leuchtet mir 

absolut ein, dass es sich seiner Kapa-

zität entsprechend verhalten muss. 

Aber diese Kapazität ist noch längst 

nicht erschöpft.

KOMPETENZ: Eben gab es Berichte 

über einen Ort in Kärnten (St. Peter 

in Holz), wo gegen die Unterbrin-

gung von AsylwerberInnen in einer 

ehemaligen Pension mobil gemacht 

wird. Und das ist ja kein Einzelfall. 

Julya Rabinowich: Von solchen Pen-

sionen gibt es einige, viele von ihnen 

abgelegen, ohne öff entliche Anbin-

dung. Ich würde jetzt sagen, besser 

wäre es, jeweils eine kleine Gruppe 

von Menschen unterzubringen und 

das breit gestreut. In einer kleinen 

Menge macht das Fremde weniger 

Angst, und man kann leichter aufei-

nander zugehen.

KOMPETENZ: Soll heißen: Österreich 

könnte mehr Menschen aufneh-

men, sollte sie aber sehr gestreut 

unterbringen?

Julya Rabinowich: Wir sind weit 

davon entfernt, überrannt zu wer-

den. Wir haben aber gesehen, dass 

sich Flüchtlinge in Orten, in denen 

nur eine oder maximal zwei Fami-

lien untergebracht werden, bes-

ser integrieren. Die Österreicher 

sind ja grundsätzlich hilfsbereit 

– solange sie sich nicht überfl utet 

fühlen. Gerade dieser persönliche 

Zugang ist so wichtig. Heime tren-

nen Flüchtlinge vollkommen vom 

Alltag ab und je abgelegener es ist, 

desto weniger lernt man über den 

Umgang mit Menschen hier – genau 

das ist aber sehr wichtig. Und wenn 

man auch die Sprache nicht lernt, ist 

man in einem künstlichen Schwe-

bezustand einer Nichtverantwort-

lichkeit, den die Flüchtlinge, die ich 

gekannt habe, gehasst haben. 

Das Argument, diese Menschen 

legen sich hier bei uns in die soziale 

Hängematte, stimmt einfach nicht. 

Die Betroff enen leiden unter die-

ser Tatenlosigkeit und fühlen sich 

dadurch völlig wertlos. Das ist kein 

erstrebenswerter Zustand, mit einem 

minimalen Taschengeld in einer her-

untergekommenen Pension zu sitzen 

und nichts machen zu dürfen.

KOMPETENZ: Was also brauchen 

diese Menschen?

Julya Rabinowich: Deutschkurse, 

Kontakt mit Menschen, also Sozi-

albeziehungen. Und natürlich die 

Möglichkeit, arbeiten zu können. 

Der Ausschluss der AsylwerberIn-

nen vom Arbeitsmarkt ist einer der 

Gründe, sich wertlos zu fühlen. Und 

jene Flüchtlinge, die ich kannte, woll-

ten auch arbeiten. Es war ihnen ein 

Anliegen, dem Land etwas zurückzu-

geben, etwas zu leisten dafür, dass 

sie hier sind und auch das Gefühl zu 

haben, nicht unerwünschte Bittstel-

ler zu sein. 

KOMPETENZ: Oft hört man dann 

aber: Was könnten diese Menschen 

überhaupt arbeiten? 

Julya Rabinowich: Das ist absurd, 

weil es kommen ja nicht nur unqua-

lifi zierte Flüchtlinge – das ent-

spricht nur einem Vorurteil. Aber 

selbst wenn jemand kein Ingenieur 

oder Arzt ist:  Es gibt auch Hilfsar-

beiten, die ohne viel Kommunika-

tion auskommen, wie Laub kehren, 

einkaufen gehen, im Haus Ausbes-

serungen machen. Und dann bildet 

man sich weiter, lernt die Spra-

che. Man kann ja klein anfangen, 

so wie das jeder machen würde, 

der geplant auswandert, und dann 

dazulernen und aufsteigen. Wenn 

man aber jetzt von qualifi ziert und 

unqualifi ziert spricht, öff net das 

ja auch Verleumdungen und wirk-

lich widerwärtigen Aussagen Tür 

und Tor, wie jener eines FPÖ-Politi-

kers, der behauptet hat, Asylwerber 

wären Höhlenmenschen. Vom Höh-

lenmenschen ist es zum Untermen-

schen nicht weit – das ist eine abso-

lut unmögliche Ausdrucksweise, 

die off en zeigt, was man in einer 

Demokratie nicht leben soll.  

Julya Rabinowich
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Zur Person
 
Julya Rabinowich, geboren 
1970 in St. Petersburg, 
emigrierte 1977 mit ihrer 
Familie nach Wien. Autorin 
(Spaltkopf, Herznovelle, Die 
Erdfresserin; sowie zahlrei-
che Theaterstücke), Malerin 
und Simultandolmetscherin. 
Im Standard erscheint 
wöchentlich ihre Kolumne 
„Geschüttelt, nicht gerührt“. 
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Geld oder Leben?
Mit der Freizeitoption kann in einigen Branchen seit 2013 eine 
Gehaltserhöhung in freie Zeit umgewandelt werden. Die Zufrie-
denheit ist groß.
von Andrea Rogy

M
ehr freie Zeit haben und 

trotzdem vollbeschäftigt 

angestellt bleiben. Diese 

verlockende Möglichkeit gibt es seit 

vergangenem Jahr für die Beschäf-

tigten in der Elektro- und Elektro-

nikindustrie sowie in der Bergbau- 

und Stahlindustrie, und seit heuer 

erstmals auch für die 

Beschäftigten der Fahr-

zeugindustrie. Die soge-

nannte Freizeitoption 

eröff net Angestellten die-

ser Branchen, die über 

dem Kollektivvertrag 

bezahlt werden, die Mög-

lichkeit, die ausgehandelte Ist-Lohn- 

bzw. Gehaltserhöhung eines Jahres 

in Freizeit umzuwandeln.

Dort, wo die Voraussetzungen für 

die Freizeitoption gegeben sind 

Die Freizeitoption
 lädt zu einer guten Gestaltung 

der Arbeitszeit ein.
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(siehe Kasten), kann der zusätzli-

che Freizeitanspruch zur Verringe-

rung der wöchentlichen Arbeitszeit 

verwendet, stundenweise variabel, 

in ganzen Tagen oder ganzwöchig 

verbraucht oder für eine längere 

Freizeitphase über mehrere Jahre 

angespart werden. Eva Scherz, Kol-

lektivvertragsverhandlerin in der 

GPA-djp, ist mit der neuen Regelung 

sehr zufrieden, „weil die Beschäftig-

ten damit sehr zufrieden sind“: „Die 

Freizeitoption ist eine gesundheits- 

und arbeitsmarktpolitisch sehr 

sinnvolle Maßnahme, sie hat sich 

bewährt.“ Eine Gehaltserhöhung in 

arbeitsfreie Zeit umzuwandeln, ist 

ein Trend, die Beschäftigten neh-

men diese Möglichkeit sehr gerne 

an. Langfristig wünscht sich Scherz, 

dass die Regelung in mehr Branchen 

umgesetzt wird, wo es Ist-Lohnab-

schlüsse und Kollektivver-

trags-Überzahlungen gibt.

Die zusätzliche Freizeit 

gebührt als Abgeltung der 

Ist-Erhöhung eines bestimm-

ten Jahres auch in den Fol-

gejahren weiter. Daher kann 

eine Angestellte auch nur in einem 

Jahr „umwandeln“. Das Ausmaß der 

zusätzlichen Freizeit hängt von der 

Höhe des jeweiligen Ist-Abschlusses 

ab und kann daher von Jahr zu Jahr 

unterschiedlich ausfallen. 

Manche wollen einmal im Monat einen 
zusätzlichen freien Tag genießen oder sportli-
chen oder kulturellen Aktivitäten nachgehen.
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Kollektivvertrag

Zehn Tage mehr Freizeit

Peter Schaludek, Vorsitzender des 

Angestellten-Betriebsrates der Firma 

Gebauer & Griller, eines Betrie-

bes in der Elektroindustrie, hat den 

Abschluss der Freizeitoption bereits 

zweimal erlebt. Im ersten Jahr haben 

40 der insgesamt 240 Angestellten 

am Unternehmensstandort von der 

Möglichkeit zusätzlicher freier Zeit 

Gebrauch gemacht. „Vielen Mitar-

beiterInnen hat das Mehr an Freizeit 

ganz konkrete Vorteile und Erleichte-

rungen gebracht“, erzählt Schaludek. 

Ein Jungvater kann nun an Freitagen 

seine kleine Tochter immer schon 

eine halbe Stunde früher abholen, 

was dem Familienmenschen eine 

riesige Freude bereitet. Eine andere 

Kollegin spart sich die Freizeit bereits 

jetzt für den geplanten Hausbau in 

einigen Jahren auf. Bei der Ist-Erhö-

hung von drei Prozent im Jahr 2013 

haben die Angestellten mit Frei-

zeitoption nun – abhängig von der 

jeweiligen Urlaubsverrechnung in 

der Firma – bis zu zehn Tage mehr 

Freizeit pro Jahr zur Verfügung. 

Die freie Zeit wird auf einem eige-

nen Freizeitkonto gespeichert und 

bei Konsumation wie Zeitausgleich 

abgebucht. 

Reges Interesse

Auch Reinhard Schwarz, stv. Vorsit-

zender des Angestellten-Betriebsra-

tes der Siemens AG in Wien 21, sieht 

die Freizeitoption als erfolgreiche 

Maßnahme. In seinem Betrieb ist 

die Option zur Umwandlung einer 

Gehaltserhöhung in mehr freie Zeit 

gleich von Beginn an auf reges Inte-

resse gestoßen: Im ersten Jahr der 

Vereinbarung haben 800 Ange-

stellte am Standort die Option ange-

nommen. Im zweiten Jahr waren 

es dann rund 200. Die Inanspruch-

nahme zog sich quer durch alle 

Altersstrukturen, Geschlechter und 

Hierarchien. „Jeder/jede Arbeitneh-

merIn hat unterschiedliche Beweg-

gründe. Manche wollen einmal im 

Monat einen zusätzlichen freien Tag 

genießen. Andere gehen bewusst 

an bestimmten Wochentagen frü-

her aus der Arbeit, um sportliche 

oder kulturelle Dinge zu tun“, erzählt 

Schwarz. „Wirklich toll fi nden unsere 

KollegInnen, dass die Umwandlung 

von Geld in Freizeit nachhaltig ist, 

weil die zusätzliche freie Zeit – wie 

eine Lohnerhöhung – auch in den 

kommenden Jahren anfällt.“

Rechtsanspruch wäre toll

Herbert Kepplinger, Betriebsrats-

vorsitzender der voestalpine Stahl 

GmbH am Standort Linz, bedauert, 

dass es keinen Rechtsanspruch auf 

die Freizeitoption gibt, sondern diese 

im Unternehmen in Einzelverein-

barungen umgesetzt werden muss. 

„Obwohl der Arbeitgeber bei uns die 

Regelung grundsätzlich unterstützt 

hat, ist eine konkrete Umsetzung vor 

Ort oftmals an den Führungskräften 

gescheitert“, berichtet Kepplinger. 

Nicht immer war ein klares „Ja“ des 

Vorgesetzten zu bekommen, oftmals 

wurde gebremst. Gerüchte, dass bei 

Inanspruchnahme der Freizeitoption 

nie wieder Überstunden gemacht 

werden dürften, machten die Runde. 

So mancher Angestellte befand sich 

plötzlich in der unangenehmen Rolle 

eines Bittstellers. „In Produktionsbe-

reichen, wo bereits jetzt ein hoher 

Arbeitsdruck herrscht, ist es schwie-

rig, eine gesonderte Zustimmung 

für zusätzliche Freizeit zu bekom-

men, wenn darauf kein rechtlicher 

Anspruch besteht“, erklärt Kepplin-

ger. Trotzdem haben im vergange-

nen Jahr rund 16 Prozent der 2.333 

Angestellten der voestalpine Stahl 

GmbH die Freizeitoption in Anspruch 

genommen.

Die Regelung ist ein Gewinn für die 

Angestellten. Das registriert auch 

der bei XIMES und an der TU Wien 

tätige Arbeitszeitforscher Johannes 

Gärtner. Er bewertet die Freizeitop-

tion „als innovativ und sehr positiv, 

da sie Menschen zu Entscheidun-

gen über die für sie gute Gestaltung 

ihrer Arbeitszeit einlädt.“ 

 Voraussetzungen
für die Freizeitoption

1.  Die Freizeitoption muss 
als Möglichkeit im jewei-
ligen Kollektivvertrag ver-
ankert sein. 

2.  Auf Betriebsebene muss 
zwischen dem Arbeitge-
ber und dem Betriebs-
rat eine entsprechende 
Betriebsvereinbarung 
abgeschlossen werden. 

3.  Es muss eine Einzelver-
einbarung zwischen 
Angestelltem/r und Arbeit-
geber geben, in der aus-
gemacht wird, wann und 
wie die zusätzliche freie 
Zeit konsumiert bzw. 
angespart wird. 

4.  Es besteht derzeit kein 
Rechtsanspruch auf die 
Umwandlung der Ist-Erhö-
hung in Freizeit, sie kann 
aber auch nicht vom Vor-
gesetzten angeordnet 
werden. Die Freizeitoption 
kann nur im Einvernehmen 
zwischen ArbeitnehmerIn 
und Arbeitgeber abge-
schlossen werden. 

5.  Auch Teilzeitbeschäftigte 
können die Regelung in 
Anspruch nehmen. 
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I
m vergangenen Herbst befragte 

die GPA-djp die Handelsange-

stellten in der Wiener Innenstadt 

und der Inneren Mariahilfer Straße 

zur Sonntagsöff nung. Der Grund 

dafür war, dass die Wirtschaftskam-

mer Österreich (WKO) eine Kam-

pagne zur Liberalisierung der Öff -

nungszeiten am Sonntag in Wien 

innerhalb bestimmter Tourismuszo-

nen gestartet hatte. Das klare Ergeb-

nis der GPA-djp-Befragung: Eine 

überwältigende Mehrheit von 94,3 

Prozent der Beschäftigten sprach 

sich gegen die Öff nung der Betriebe 

an Sonntagen aus.

Die Wiener Wirtschaftskammer 

versuchte nachzulegen und orga-

nisierte ihrerseits eine Befragung 

– allerdings unter allen ihren Mit-

gliedern, nicht nur unter den Händ-

lern. „Nach der Mitgliederbefragung 

Nein zur Sonntagsöffnung, denn die Interessen der betroffenen 
Handelsangestellten müssen im Zentrum stehen.
von Barbara Lavaud

der WKO wissen wir nun, dass etwa 

10.000 Wiener Unternehmer aus 

sämtlichen Branchen für die Errich-

tung von Tourismuszonen sind. Es 

ist inakzeptabel, wenn eine nicht 

betroff ene Mehrheit für eine betrof-

fene Minderheit entscheidet“, kom-

mentiert GPA-djp-Vorsitzender Wolf-

gang Katzian. Der Rücklauf dieser 

massiv beworbenen Urabstimmung 

betrug gerade einmal 16 Prozent. 

„Alles andere als berauschend!“, kri-

tisiert Katzian. 

GPA-djp steht hinter Interessen 
der Handelsangestellten

72 Prozent der Wiener WKO-Mit-

glieder sprachen sich für die Sonn-

tagsöff nung in Tourismuszonen 

aus. „Das Ergebnis ist weder über-

raschend, noch ändert es etwas an 

unserer Haltung, dass die Interessen 

Tourismuszonen:Tourismuszonen:
Wien soll anders bleiben!Wien soll anders bleiben!

der betroff enen Handelsangestell-

ten im Mittelpunkt einer Lösung ste-

hen müssen“, erklärt Katzian.  

So sieht das auch der Vorsitzende 

des Wirtschaftsbereiches Handel in 

der GPA-djp, Franz Georg Brantner: 

„Für uns bleiben selbstverständlich 

die Interessen der direkt Betroff e-

nen die oberste Richtschnur.  Die 

Entscheidung, wer wann aufsper-

ren darf, liegt bei der Stadtverwal-

tung: „Wir gehen davon aus, dass 

auch eine Entscheidung der Stadt 

Wien nicht über die Köpfe der Wie-

ner Handelsangestellten hinweg 

getroff en wird. Im Übrigen gibt es 

bis dato kein konkretes Angebot für 

die Errichtung von Tourismuszo-

nen unseres Verhandlungspartners, 

nämlich der Sparte Handel in der 

Wiener Wirtschaftskammer“, betont 

Brantner.  
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Klares Nein zur Pensionsautomatik!
Ältere Menschen sollen im Erwerbsleben gehalten 
werden. 

Die GPA-djp bekennt sich voll zur 

Zielsetzung der Anhebung des fakti-

schen Pensionsalters. Dafür braucht 

es aber wirkungsvolle Maßnahmen 

wie etwa das Bonus-Malus-Modell 

zur Förderung der Beschäftigung 

älterer ArbeitnehmerInnen, das von 

der Wirtschaft blockiert wird. 

Junge Menschen wären die großen 

VerliererInnen einer Pensionsau-

tomatik. „Damit würde man ihre 

Pensionen nicht sichern, sondern 

kürzen“, kritisiert GPA-djp-Vorsit-

zender Wolfgang Katzian. Ein späte-

res gesetzliches Regelpensionsalter 

würde zu massiven Pensionseinbu-

ßen führen. 

Im Gutachten der Pensionskommis-

sion fehlt außerdem die Gesamt-

schau der öff entlichen Pensions-

ausgaben bis zum Jahr 2060, der 

ganze Bereich der Beamtenpensi-

onen ist ausgeklammert. Die GPA-

djp lehnt angesichts dieser Fakten 

eine automatische Erhöhung des 

gesetzlichen Pensionsalters mit 

der Lebenserwartung ab, eine dem-

entsprechende Resolution wurde 

vom Bundesvorstand verabschie-

det. Gefordert ist ein rasches Maß-

nahmenpaket zur Steigerung der 

Erwerbsbeteiligung älterer Arbeit-

nehmerInnen, vor allem eine Bonus-

Malus-Regelung zur Beschäftigung 

älterer Menschen.

Medien

Arbeitswelt
GPA-djp-Kampagne
für Gesundheits- und
Sozialberufe

„Gute Arbeit braucht gute 
Bedingungen“ – mit diesem 
Slogan kämpft die GPA-
djp-Interessengemeinschaft  
work@social derzeit für ver-
besserte Rahmenbedingun-
gen für die rund 160.000 
Beschäftigten in Gesund-
heits- und Sozialberu-
fen. Dabei geht es um fünf 

Schwerpunkte: Arbeits-
zeit, Arbeitszeitverkür-
zung, Erfahrung, Vertei-
lungsgerechtigkeit und 
Arbeitsplatzgestaltung. 

Das Spektrum reicht von 
der Einhaltung von Pausen 
über Personalknappheit bis 
hin zu Burn-out.

Die Kampagne soll die 
Arbeitsbedingungen in dieser 
Branche, in der hauptsäch-
lich Frauen arbeiten, verbes-
sern. Karl Proyer, stv. Bun-
desgeschäftsführer der GPA-
djp, erwartet sich konkrete 
Ergebnisse: „Erstens muss  
im Gesundheits- und Sozial-
bereich ein fl ächendecken-
des Mindestgrundgehalt von 
1.500 Euro Realität werden. 
Zweitens sollte dem Wunsch 
vieler Teilzeitbeschäftigten 
nachgekommen werden, die 
auf Vollzeit umsteigen wollen. 
Drittens fordern wir für die 
Teilzeitbeschäftigten dieser 
Branche, dass der Teilzeitzu-
schlag ab der ersten Mehrar-
beitsstunde bezahlt werden 
muss.“ Da viele Vereine und 
Institutionen über öffentliche 
Budgets fi nanziert werden, 
richte sich diese Forderung 
auch an die öffentliche Hand. 
Mehr dazu: 
www.gpa-djp.at/social

Zivilgesellschaftliches Zukunftsbudget 2015

Bereits zum fünften Mal stellt die Allianz „Wege aus der Krise“ ihr 
zivilgesellschaftliches Zukunftsbudget 2015 vor. Es zeigt Wege auf, 
wie die Arbeitslosigkeit in Österreich nahezu halbiert werden kann. 
Es ist ein Alternativkonzept zur EU-weiten Kürzungspolitik, die nicht 
nur in Südeuropa zu Arbeitslosigkeit und Staatsschulden geführt 
hat, sondern auch in Österreich. 400.000 Menschen sind heute in 
Österreich ohne Arbeit, Tendenz steigend. 

Mehr dazu auf: www.wege-aus-der-krise.at
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M
it einem Zehn-Punkte-Pro-

gramm versuchte er, das 

Europäische Parlament zu 

überzeugen. Inzwischen sind Jean-

Claude Juncker als Präsident und 

die 27 Mitglieder der Europäischen 

Kommission von den EU-Abgeordne-

ten gewählt worden und haben ihr 

Amt angetreten. Als oberste Priori-

tät kündigte Juncker ein umfassen-

des Wachstums-, Beschäftigungs- 

und Investitionspaket an. Beschäf-

tigungswirksam soll auch das Vor-

haben sein, in Europa die Indus-

trieproduktion zu stärken. Ihr Anteil 

an der EU-Wirtschaftsleistung (BIP) 

soll von 16 auf 20 Prozent steigen. 

Schafft Juncker das?
Der neue EU-Kommissionspräsident Juncker ließ sozialere Töne verlauten 
als sein Vorgänger und hat ein umfassendes Wachstumspaket angekündigt.  
von Heike Hausensteiner

Ein weiterer Punkt in Junckers Pro-

gramm ist die Vertiefung einer fai-

ren Wirtschafts- und Währungs-

union; dabei möchte er verhindern, 

dass Arm und Reich durch euro-

päische Maßnahmen noch mehr 

auseinanderdriften.

Neue Politik?

Vorhaben und Ansagen, die sich deut-

lich von der Vorgängerkommission 

abheben. Doch der Zweifel bleibt, ob 

hier auch die notwendigen Taten fol-

gen werden. Denn die neue 28-köp-

fi ge EU-„Regierung“, als die man die 

Kommission ja sehen kann, birgt aus 

Gewerkschaftssicht das Risiko der 

Fortschreibung konservativer Politik 

in sich. Lediglich sieben EU-Kommis-

sionsmitglieder stammen aus den 

Reihen der SozialdemokratInnen, 

mehr als zuvor aus der konservativen 

und liberalen Parteienfamilie, und 

das, obgleich die Europäische Volks-

partei bei den EU-Wahlen am meis-

ten verloren hat. Trotzdem: Über die 

sozialen Töne des christlich-sozialen 

Jean-Claude Juncker, der in Luxem-

burg Regierungschef sowie Finanz-

minister und zuvor auch für Arbeit 

und soziale Sicherheit zuständig war, 

sind die ArbeitnehmerInnenvertreter 

grundsätzlich erfreut.

Die neue 28-köpfi ge EU-„Regierung“ 
birgt aus Gewerkschaftssicht das 
Risiko der Fortschreibung konservati-
ver Politik in sich.
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Europäische Union

Der inzwischen vorgestellte Investiti-

onsplan kann die Erwartungen leider 

nicht erfüllen. Die Kommission prä-

sentierte ein Paket, das aus 21 Milliar-

den Euro aus EU-Mitteln und Mitteln 

der Europäischen Investitionsbank 

besteht, und das durch Garantien für 

Privatinvestitionen ein Investitions-

volumen von 315 Milliarden bringen 

soll. Staatliche Investitionen werden 

hier durch Garantien für Privatinves-

toren ersetzt, der Eff ekt ist zweifel-

haft. Auch die Forderung,  öff entliche 

Investitionen wieder zu ermöglichen 

und aus der Defi zitberechnung aus-

zunehmen, wird nicht erfüllt. Diese 

wäre dringend notwendig, um die 

Krise zu überwinden.

„Ich erwarte mir von dieser EU-

Kommission ein echtes sozialpoliti-

sches Aktionsprogramm, das diesen 

Namen auch verdient, mit konkreten 

sozialpolitischen Projek-

ten, damit bei der Weiter-

entwicklung des Binnen-

marktes die Interessen der 

Beschäftigten nicht wei-

ter unter die Räder kom-

men“, fordert Wolfgang 

Greif, Leiter der Abteilung Europa, 

Konzerne und Internationale Bezie-

hungen in der GPA-djp. Man müsse 

in erster Linie Beschäftigung schaf-

fen und die Binnennachfrage ankur-

beln, also die Kaufk raft steigern, 

sagt Greif. Darüber hinaus auch in 

die soziale Infrastruktur investieren, 

d. h. die Bereiche Pfl ege, den sozia-

len Wohnbau und die Kinderbetreu-

ung ausbauen. „Das erfüllt einen 

sozialpolitischen Zweck, fördert die 

Beschäftigung und entlastet letzt-

lich auch die Haushalte“, so Greif. 

Jugendarbeitslosigkeit 
bekämpfen

Evelyn Regner, geschäftsführende 

Delegationsleiterin der SPÖ-Abge-

ordneten im EU-Parlament, kün-

digt an, man werde hier hart blei-

ben bei der Umsetzung. „Wichtig ist 

mir insbesondere eine sogenannte 

goldene Regel der Finanzplanung, 

damit Investitionen für eine gute 

Zukunft Europas und Chancen unse-

rer Jugend von der Defi zitberech-

nung der nationalen Haushalte 

ausgenommen werden.“ Denn die 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 

von Jugendlichen und mehr Jobs für 

diese sind die wichtigsten Forderun-

gen der Gewerkschaften an die neue 

Kommissarin für Beschäftigung und 

Soziales, die Belgierin Marianne 

Thyssen von der Europäischen Volks-

partei (EVP). 

Thyssen hat vor den Europa-Parla-

mentariern in Aussicht gestellt, sozi-

alen Indikatoren größeres Gewicht 

geben zu wollen. Den sozialen Dia-

log und die Einbindung der Sozial-

partner, wenn Gesetze ausgearbei-

tet werden, will die Christdemokra-

tin ebenfalls stärken. Auch hier hört 

man auf ArbeitnehmerInnenseite 

die positiven Signale. Die Frage ist 

ebenfalls, inwieweit sich die neue 

Sozialkommissarin bei den Kommis-

sionsbeschlüssen wird durchsetzen 

können. 

Finanztransaktionssteuer 

Durchsetzen muss sich ebenso erst 

die Finanztransaktionssteuer. Elf 

Mitgliedsländer, darunter Öster-

reich, wollen sie einführen. Sie 

könnte pro Jahr geschätzte 30 bis 

35 Milliarden Euro einbringen, aller-

dings nur, wenn die Steuersätze 

entsprechend gestaltet werden und 

es keine weiteren Ausnahmen gibt. 

Ursprünglich geplant gewesen ab 

2014 soll sie nun ab 2016 eingehoben 

werden. „Die Besteuerung von Spe-

kulation ist längst überfällig“, betont 

Evelyn Regner: „Die Mittel sollen für 

mehr soziale Gerechtigkeit sorgen 

und die Kluft zwischen Arm und 

Reich verringern.“

Zunächst sind die Regierungs-

chefs der Mitgliedsländer am Zug. 

Das gilt für das Wachstumspaket 

als auch für die Finanztransakti-

onssteuer. Darüber hin-

aus müssen Steuerbetrug 

und Steuervermeidung 

bekämpft werden, dazu 

zählen auch Steuertrick-

sereien einzelner EU-Mit-

gliedsstaaten wie Luxem-

burg – auch unter Premierminister 

Jean-Claude Juncker! – und die Nie-

derlande, die jüngst in den Medien 

breitgetreten wurden. Die – legale 

– „Steuerplanung“ von Konzernen 

wie Amazon, Apple, Google, Ikea, 

Pepsi usw. ist seit Jahren bekannt. 

„Hier muss eff ektiv gegengesteuert 

werden“, fordert Greif, „die Euro-

päische Kommission  muss hier in 

Abstimmung mit den Regierun-

gen der Mitgliedsstaaten rasch 

agieren.“ 

Der neue Kommissionspräsident 

hatte umgehend mit Amtsantritt 

betont, nicht der Schoßhund der 

Regierungen sein zu wollen. Dazu 

Greif: „Die Gewerkschaften werden 

Sie und ihre Kommission, Herr Jun-

cker, nicht an den Worten, sondern 

an ihren Taten messen!“

Mehr dazu auf: www.gpa-djp.at/

internationales 

„Die Gewerkschaften 
werden Jean-Claude Juncker

an seinen Taten messen.“

Jean-Claude Junckers Priorität ist ein umfassendes 
Wachstumspaket. Doch hört er auch auf die 
Forderungen der ArbeitnehmerInnen?
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L
aut OeNB haben fünf Jahre 

nach Ausbruch der Finanz-

krise bereits 2.581 Beschäf-

tigte im österreichischen Banken-

bereich ihren Arbeitsplatz verloren, 

die meisten davon im vergange-

nen Jahr. Diese Entwicklung wird 

sich in den nächsten Jahren wei-

ter fortsetzen: Laut Prognose des 

Bankenverbandschefs Willibald 

Cernko sollen in den kommenden 

fünf Jahren 30 bis 50 Prozent der 

Bankfi lialen in Österreich geschlos-

sen werden. Durch bereits laufende 

oder geplante Auslagerungspro-

jekte werden weitere Arbeitsplätze 

verloren gehen. Eine Erhebung von 

Arbeiterkammer und GPA-djp, bei 

der BetriebsrätInnen großer Banken 

zu 25 Auslagerungs- und Ausglie-

derungsprojekten befragt wurden, 

bestätigt, dass durch diese rund ein 

Drittel der betroff enen Arbeitsplätze 

vernichtet werden. 

Banken: Outsourcing ist häufi g 
ein Bumerang
Auslagerungen, Stellenabbau und Kollektivvertrags-Flucht: 
BetriebsrätInnen fordern mehr Mitbestimmung beim 
Strukturwandel der Branche. 
von Elisabeth Schnallinger

„Dies führt zu großer Verunsiche-

rung unter den Beschäftigten. Hoch 

qualifi zierte Arbeitsplätze gehen 

verloren. Dies ist eine sehr sensible 

Branche, Vertrauen ist der Wett-

bewerbsfaktor Nummer eins. Ich 

frage ich mich, was die KundInnen, 

die Aufsicht und die Datenschüt-

zer davon halten, und ob sich die 

geplanten Einsparungen tatsächlich 

einstellen werden“, erklärt GPA-djp- 

Vorsitzender Wolfgang Katzian.
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Banken

Verschiedenste Tätigkeiten wer-

den an Tochterunternehmen oder 

an externe Dienstleister im In- 

und Ausland ausgelagert. Betrof-

fen sind davon auch immer mehr 

Beschäftigte mit guter Ausbil-

dung, langjähriger Erfahrung 

und speziellem Fachwissen. „Vor 

zehn, fünfzehn Jahren waren es 

Dienstleistungen wie Immobi-

lienverwaltung, Werksküchen, 

Fuhrpark oder Facility Management. 

Aber jetzt geht es auch in die Kern-

bereiche hinein", so Heinz Leitsmül-

ler, Leiter der Abteilung Betriebs-

wirtschaft der AK Wien. Zu den 

bekannten Sparten wie dem Zah-

lungsverkehr werden nun auch alle 

die IT betreff enden Aufgaben – also 

sowohl Hardware als auch Kernban-

kensysteme und Datenbanken – 

Kredit- und Wertpapierabwicklung, 

Kontoführung oder Risikobewer-

tung genannt.

Sparen durch KV-Flucht
im Inland
Bei Auslagerungen im 

Inland kommt es häufi g 

zur KV-Flucht, das heißt, 

dass statt den Kollektivverträgen für 

den Bankenbereich der günstigere 

Gewerbe- oder IT-Kollektivvertrag 

(KV) zur Anwendung kommt. „In 

zwei Drittel aller Ausgliederungs-

fälle gibt es die Absicht, den Kollek-

tivvertrag zu wechseln“, erklärt Wolf-

gang Pischinger, Zentralbetriebsrat 

der Oberbank und Vorsitzender der 

GPA-djpWirtschaftsbereichsgemein-

schaft Finance.

Neben der niedrigeren Bezahlung 

führt die KV-Flucht auch zu Ver-

schlechterungen bei der Arbeitszeit, 

bei Zulagen für Überstunden oder 

Wochenendarbeit oder bei Pensions-

kassenregelungen. „Es geht darum, 

sich aus innerbetrieblichen Besser-

stellungen davonzustehlen“, bringt 

es Ingrid Streibl-Zarfl , Vorsitzende 

des Zentralbetriebsrates der BAWAG 

P S K auf den Punkt. Das bestätigen 

auch die Betriebsratsvorsitzenden 

der Bank Austria, Adolf Lehner, der 

Raiff eisenlandesbank Niederöster-

reich Wien, Hans Amon, und der 

Erste Bank, Bernhard Kainz.

Gefahr für Datenschutz, Image 
und Servicequalität im Ausland

Bei Auslagerungen ins Ausland 

gehen die Arbeitsplätze dem hei-

mischen Arbeitsmarkt gänzlich ver-

loren. Aber es ist nicht nur der Stel-

lenabbau, der den Druck auf die 

Beschäftigten steigen lässt. Beson-

ders bei Auslagerungen ins Ausland 

sind auch Datenschutz, Image und 

Servicequalität in Gefahr, wenn es 

beispielsweise beim Online-Banking 

immer wieder zu Problemen kommt, 

die in den Verantwortungsbereich 

einer ausgegliederten IT-Abteilung 

fallen. „Wenn ich daran denke, dass 

solche Pannen bei der Kontofüh-

rung oder Kreditabwicklung passie-

ren, wird mir ganz mulmig“, erklärt 

Pischinger: „Es kann ja nicht sein, 

dass auf der einen Seite die Regu-

lierungen durch die Aufsichtsbehör-

den für Banken verschärft werden, 

und auf der anderen Seite Auslage-

rungen an Unternehmen, die keine 

Banklizenz haben, dazu führen, dass 

genau diese Bestimmungen nicht 

greifen.“

Auch der wirtschaftliche Nutzen von 

Auslagerungen ist umstritten. Es 

gibt wenige Analysen, die anhand 

messbarer und nachvollziehbarer 

Daten die tatsächlichen Einsparun-

gen belegen. Bei den meisten Erhe-

bungen handelt es sich lediglich 

um qualitative Einschätzungen von 

ManagerInnen, die im Nachhinein 

ihre eigenen Entscheidungen recht-

fertigen und entsprechend vorein-

genommen sind. Die Praxis zeigt, 

 Die Forderungen 
der GPA-djp

•  Arbeitsplätze und Know-
how erhalten z. B. durch 
den Abschluss eines Kol-
lektivvertrages für „bank-
nahe Dienstleistungen“ 

•  Strukturwandel gestalten
•  Transparenz für Kunden 

stärken
•  Einfl ussmöglichkeit der Auf-

sicht und der Datenschutz-
behörde ausbauen

•  Evaluierung des Bankwe-
sengesetzes

•  Informationsrechte des 
Betriebsrates verstärken

•  Schaffung eines Rechtsins-
truments vergleichbar der 
Aufsichtsbeschwerde

Mehr zu den Forderungen 
auf www.gpa-djp.at/fi nance 

dass die gewünschten Ziele der Aus-

gliederungsmaßnahmen nicht ein-

treten. Vielmehr erweist sich Out-

sourcing häufi g als „Effi  zienz-Bume-

rang“, da sie mit erheblichen Kosten, 

Unsicherheitsfaktoren und neuen 

Abhängigkeiten einhergehen.

„Es geht uns nicht darum, den 

Strukturwandel im Bankenbe-

reich aufzuhalten. Wir wissen, dass 

Änderungen kommen und notwen-

dig sind. Uns geht es darum, den 

Strukturwandel in der Branche mit-

zugestalten und mit den entspre-

chenden arbeitsmarktpolitischen 

Maßnahmen die Auswirkungen 

auf die Beschäftigten abzufedern. 

Wenn notwendig auch mit einer 

Branchenstiftung, in der arbeits-

lose Bankmitarbeiter für andere 

Berufe umgeschult werden kön-

nen“, fasst Katzian zusammen.  

Als Gewerkschaft geht es
 uns darum, den Strukturwandel 

der Branche mitzugestalten.
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Privatschulen

P
rivatschulen sind sehr vielfäl-

tig. Es ist ein sehr heteroge-

nes Bild. Die Bandbreite reicht 

von 10 bis zu 2.000 Schülern“, erklärt 

Roland Widowitsch, GPA-djp-Sekre-

tär in der Region Wien. Auch das 

Besoldungsschema ist unterschied-

lich: Viele LehrerInnen sind nach 

dem Mindestlohntarif für private 

Bildungseinrichtungen angestellt, 

der nur Gehalt, Sonderzahlungen 

und Urlaub regelt. Für jene, die für 

kirchliche Schulen arbeiten, gilt eine 

Dienstordnung der Diözese. Nach-

mittagsbetreuungen und Adminis-

trationskräfte werden häufi g nach 

einem anderen Schema bezahlt. 

Gemeinsam ist aber oft: „Für das, 

was wir gelernt haben, und was wir 

leisten müssen, sind wir unterbe-

zahlt“, erklärt Claudia Schnellmann. 

Die gelernte Kindergartenpädago-

gin arbeitet bei der Erzdiözese Wien 

in der Nachmittagsbetreuung und 

ist Betriebsrätin.

Ziel ist es, einheitliche Regelungen 

zu schaff en und einen Kollektiv-

vertrag abzuschließen. Denn bis-

her gilt für die meisten Privatleh-

rerInnen: Bewertet wird die Unter-

richtseinheit, nicht aber die tat-

sächlich geleistete Arbeitszeit. Eine 

Umfrage im Auftrag der GPA-djp 

zeigt, vor allem Arbeitsbereitschaft 

oder Elternabende werden kaum 

entlohnt: Wenn etwa eine Lehre-

rin zwei Freistunden hat, muss sie 

in der Schule bleiben, um jederzeit 

einspringen zu können. Das wird oft 

nicht bezahlt. Weder Elternsprech-

stunden, noch abendliche Anrufe 

der Eltern gelten als Arbeitszeit. In 

einer Schule, die mehrere Hundert 

Euro im Monat kostet, erwarten 

manche Eltern einen Dauerdienst. 

Auch lässt die materielle Ausstat-

tung in manchen Schulen zu wün-

schen übrig – die LehrerInnen müs-

sen dann die meisten Unterrichtsma-

terialien selbst anschaff en. Und die 

räumliche Ausstattung ist teilweise 

besorgniserregend: Für manche klei-

nere Schulen werden Altbauwoh-

nungen nur notdürftig adaptiert. 

Die GPA-djp hat eine Plattform 

geschaff en, auf der sich Mitarbeite-

rInnen von privaten Schulen austau-

schen können. Roland Widowitsch 

und sein Kollege Markus Hiesberger 

stehen auch bei der Gründung eines 

Betriebsrates mit Rat und Tat zur 

Seite: „Ein Betriebsrat kann ab fünf 

MitarbeiterInnen gegründet werden, 

das wäre auch in kleineren Schulen 

möglich.“ Wer Unterstützung und 

Informationen braucht, erreicht die 

beiden unter 05 03 01-21351! 

Privatschulen: Initiative für Beschäftigte
Von Beschäftigten in Privatschulen wird hohe Flexibilität erwartet, 
dies wird jedoch nicht entlohnt.
von Christian Resei
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Burgenland

14.3.2015

Ort: Kulturzentrum Eisenstadt 

Franz-Schubert-Platz 6

7000 Eisenstadt

Steiermark

19.3.2015

Ort: Großer Saal der AK Graz

Strauchergasse 32

8020 Graz

Kärnten

20.3.2015

Ort: Arbeiterkammersaal

Bahnhofplatz 3

9020 Klagenfurt am Wörthersee

Oberösterreich

15.4.2015

Ort: Kürnberghalle Leonding

Limesstraße 8

4060 Leonding

Salzburg

16.4.2015

Ort: Hotel Wyndham Grand Salzburg

Fanny-von-Lehnert-Str. 7 

5020 Salzburg

Vorarlberg

17.4.2015

Ort: Vinomna-Saal

Ringstraße 3

6830 Rankweil

Tirol

18.4.2015

Ort: SZentrum Schwaz 

Andreas-Hofer-Straße 10

6130 Schwaz

Wien

21.–22.4.2015

Ort: ÖGB-Zentrale

Johann-Böhm-Platz 1

1020 Wien

Regionalforen 2015: 
Stärken. Mobilisieren. Durchsetzen.
In der GPA-djp haben alle Mitglieder die Möglichkeit, 
die politischen Schwerpunkte ihrer Organisation mitzugestalten.

 
Alle Telefonnummern und E-Mail-Adressen der einzelnen Regio-
nen fi nden Sie auf www.gpa-djp.at

Wir laden unsere Mitglieder ein, aktiv Anträge an die Regional-
foren zu stellen! Die genauen Beginnzeiten werden ebenso wie 
die Tagesordnungen rechtzeitig auf den regionalen Webseiten 
im Internet publiziert! 

Frist für die Anträge: 4 Wochen vor dem jeweiligen Termin.  

Niederösterreich

28.4.2015

Ort: Eventhotel Pyramide

Parkallee 2

2334 Vösendorf
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vergessen nicht nur vieles, sodass 

man ihnen immer wieder die glei-

chen Dinge erklären muss. Sie sind 

auch oft mit Pfl egemaßnahmen 

nicht einverstanden und verwei-

gern jede körperliche Mithilfe oder 

wehren sich sogar dagegen, häu-

fi g auch gegen das Essen. Dennoch 

sind sie oft überraschend mobil, 

und man muss ständig auf der Hut 

sein, dass sie nicht stürzen oder 

sich verlaufen“, so Brigitte S. weiter.

Die Aufgaben der Altenfachbetreu-

erin waren vielfältig und vor allem 

sehr anstrengend. Die Körperpfl ege 

von PatientInnen, Unterstützung 

B
rigitte S.* arbeitete 20 Jahre 

lang in einem Altenheim, 

zunächst als Pfl egehelferin, 

die letzten neun Jahre als Altenfach-

betreuerin. Aufgrund der hohen 

Arbeitsbelastung musste sie ihr 

Arbeitszeitausmaß auf 30 Stunden 

und später auf 25 Stunden reduzie-

ren. Die Pensionsversicherungsan-

stalt erkannte bei Brigitte S. jedoch 

nur die Jahre, in denen sie Voll-

zeit beschäftigt war, als Schwerar-

beitszeiten an, und das, obwohl die 

Schwerarbeitsverordnung nicht auf 

ein bestimmtes Stundenausmaß 

abzielt. Es spielt lediglich die Art 

der Tätigkeit eine Rolle. Mithilfe der 

GPA-djp OÖ klagte die Altenfachbe-

treuerin und bekam Recht. 

Brigitte S. betreute im Altenheim 

PalliativpatientInnen, Demenz-

kranke und Personen mit Pfl egestufe 

5–7. Das sind Menschen, bei denen 

eine dauernde Bereitschaft erforder-

lich ist und bei Pfl egestufe 7 ist man 

z. B. nicht mehr in der Lage, Nahrung 

zu sich zu nehmen oder Arme und 

Beine zu bewegen. „Die Betreuung 

dieser Menschen ist nicht nur kör-

perlich enorm anstrengend, son-

dern auch psychisch sehr belastend“, 

erzählt die Altenfachbetreuerin aus 

ihrem Arbeitsalltag. „Demenzkranke 

Schwerarbeitszeiten für Schwerarbeitszeiten für 
Altenfachbetreuerin anerkanntAltenfachbetreuerin anerkannt
Schwerarbeit kann auch vorliegen, wenn jemand nur Teilzeit arbeitet. 
Dies wurde nun vom Landesgericht Linz bestätigt.
von Eva Wanka
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Die Qualität der Leistung im Gesundheits- und Sozialbereich hängt zu sehr großen Teilen davon ab, wie gut – oder auch 
schlecht – die Arbeitsbedingungen sind.  (Symbolfoto)
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beim Gang zur Toilette, Inkonti-

nenzversorgung, die alten Men-

schen lagern und mobilisieren, 

Mahlzeiten vorbereiten und die 

PatientInnen füttern, Sterbebe-

gleitung und Betreuung der Ange-

hörigen. Das umfasst ein breites 

Spektrum an physisch und psy-

chisch belastenden Tätigkeiten.

Im Schnitt waren auf der Station 

von Brigitte S. zwischen 25 und 30 

Personen gleichzeitig zu betreuen. 

Normalerweise standen dafür zwei 

bis drei MitarbeiterInnen zur Ver-

fügung. Da sich die Dienste aller-

dings nicht immer überschnitten, 

kam es immer wieder vor, dass die 

Altenfachbetreuerin allein für die 

Versorgung sämtlicher PatientInnen 

zuständig war.

Durchschnittlich befanden sich 

außerdem immer fünf Personen 

in einem akuten Sterbeprozess. 

Die täglichen Abläufe der Pfl ege 

waren großteils nicht mehr plan-

bar, und Brigitte S. musste sehr 

fl exibel reagieren, da sich die 

Recht aktuell
Bedürfnisse der alten und kran-

ken Menschen ständig änderten.

Im Prozess bestätigten auch zwei 

ZeugInnen, dass Brigitte S. überwie-

gend BewohnerInnen zu betreuen 

hatte, bei denen weit mehr als die 

üblichen Pfl egetätigkeiten nötig 

waren. Ihre Aussagen waren glaub-

würdig und nachvollziehbar und 

stimmten auch im Wesentlichen 

mit den vorgelegten Beweismitteln 

überein, sodass das Gericht letzt-

endlich feststellte, dass im Falle 

von Frau S. Schwerarbeitszeiten 

im Sinne der Schwerarbeitsverord-

nung vorlagen.

„Menschen beim Sterben zu beglei-

ten und ihre Angehörigen zu 

betreuen, ist wohl eine der schwie-

rigsten Aufgaben und psychisch sehr 

belastend. Diese und viele andere 

Tätigkeiten sind im Fall meiner Man-

datin als Schwerarbeit einzustufen“, 

ist Rechtsschutzsekretär Michael 

Dorrer von der GPA-djp Oberöster-

reich, der Frau S. vor Gericht vertrat, 

zufrieden mit dem Urteil.

In dieser Ausgabe 
berichten wir 
darü ber, wie die 

Rechtsschü tzerInnen der GPA-djp 
Oberösterreich einer Altenfachbetreu-
erin halfen, ihre Ansprüche auf eine 
Schwerarbeitspension durchzusetzen. 

Rechtsexpertin
Andrea Komar
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Rechtsinfo Schwerarbeit

Seit 2007 gibt es eine neue Pensionsart, die sogenannte Schwerarbeitspension. Diese sieht vor, 
dass Menschen, die lange gearbeitet und dabei auch Schwerarbeit geleistet haben, ab 60 Jahren in 
Pension gehen können. Die konkrete Regelung ist allerdings so restriktiv, dass fast alle Menschen, die 
Schwerarbeit leisten, von dieser Pension nichts haben. Eine Erweiterung der Schwerarbeitspension ist 
daher notwendig, damit diese ihren Namen verdient. Um mit 60 Jahren in Pension gehen zu können, 
muss man 45 Versicherungsjahre aufweisen und in den letzten 20 Jahren 120 Monate Schwerarbeit 
geleistet haben. 

Was gilt als Schwerarbeit?
•  Schicht- oder Wechseldienst, wenn dabei auch Nachtdienst vorkommt (mindestens sechs Stunden 

zwischen 22 Uhr und 6 Uhr).
• Regelmäßige Arbeit unter Hitze oder Kälte (ab 30 Grad Celsius oder ab minus 21 Grad Celsius). 
•  Arbeit unter chemischen oder physikalischen Einfl üssen bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um mindestens 10 Prozent. 
•  Schwere körperliche Arbeit im Ausmaß von 8 Stunden, bei der Männer 2.000, Frauen mindestens 

1.400 Arbeitskilokalorien verbrauchen. Dazu gibt es eine entsprechende Berufsliste.
•  Berufsbedingte Pfl ege von erkrankten oder behinderten Menschen mit besonderem Behandlungs- 

oder Pfl egebedarf. 
•  Arbeit trotz Vorliegens einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 80 Prozent bzw. Pfl egegeldan-

spruch der Stufe 3.
• Tätigkeiten, für die ein Nachtschwerarbeitsbeitrag geleistet wurde.

Die Qualität der Leistung im Gesund-

heits- und Sozialbereich hängt zu 

sehr großen Teilen davon ab, wie gut 

– oder auch schlecht – die Arbeits-

bedingungen sind. Zufriedene, 

gut ausgebildete und motivierte 

Beschäftigte kommen allen in der 

Gesellschaft zugute, vor allem den-

jenigen, die die Leistungen brau-

chen. Eine faire Entlohnung und in 

weiterer Folge Pensionen, von denen 

man leben kann, bilden die Basis für 

diese Zukunftsbranche.  

*Name von der Redaktion geändert
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Evangelisches Realgymnasium
startet im Herbst 2015
Ministerin Heinisch-Hosek und Stadtrat Oxonitsch überzeugen sich 
zusammen mit der Wiener Stadtschulratspräsidentin vom zügigen 
Baufortschritt des Schulneubaus.
von Christian Swoboda

N
ur acht  Monate nach dem 

Spatenstich (Spatenstich 

war im April 2014) für das 

neue Evangelische Realgymnasium 

Donaustadt wurde am Dienstag, 

den 14. Oktober 2014, der Beginn 

der Innenausbauarbeiten feierlich 

begangen. Auf dem Areal eines ehe-

maligen Firmengeländes entsteht bis 

Herbst 2015 ein Schulneubau für 25 

Klassen mit rund 600 Schülerinnen 

und Schülern sowie für ca. 80  Leh-

rerinnen und Lehrer. Bundesministe-

rin Gabriele Heinisch-Hosek konnte 

sich gemeinsam mit Bildungs-

stadtrat Christian Oxonitsch, Stadt-

schulratspräsidentin Dr. Susanne 

Brandsteidl, Bezirksvorsteher Ernst 

Bezahlte Anzeige

das Evangelische Gymnasium eine 

Erfolgsgeschichte. Die Schule zählt 

zu den innovativsten Bildungsein-

richtungen in ganz Wien und bie-

tet neben der Matura auch einen 

Lehrabschluss in drei verschiedenen 

Berufen an.

Im Sommer 2010 wurde die WBV-

GPA wieder im Schulbau gefordert; 

erstens musste wegen des großen 

Andrangs die Pausenterrasse des 

Evangelischen Gymnasiums zu drei 

Schulklassen umgebaut und zwei-

tens in der Donaustadt ein tempo-

rärer Schulbetrieb für einen neuen 

Standort eingerichtet werden. Das 

evangelische Schulwerk hat sich 

Nevrivy, Diakonie-Direktor Pfar-

rer Mag. Michael Chalupka, WBV-

GPA-Geschäftsführer Mag. Michael 

Gehbauer und VertreterInnen der 

Schule vom zügigen Baufortschritt 

überzeugt. 

Eine Erfolgsstory wird in 
Donaustadt fortgesetzt
Zur Historie: Im Herbst 2006 wurde 

von der WBV-GPA im Umfeld der 

Wiener Gasometer das Evangelische 

Gymnasium in Wien 11, Erdberg-

straße 222A nicht nur in Rekordzeit 

von 18 Monaten errichtet, sondern 

auch fristgerecht samt Einrichtung 

übergeben. Seit dieser Zeit schreibt 

26

Offen, hell und freundlich – so wird sich das Schulgebäude des Realgymnasiums ab dem Schuljahr 2015 präsentieren.
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entschieden, auch in den 22. Bezirk 

zu expandieren. Ein ehemaliges 

Betriebsgrundstück in unmittelba-

rer Nähe der U1-Station „Aderklaaer 

Straße“ konnte seitens der WBV-GPA 

als idealer Schulstandort angeboten 

werden.

Von der Container-Schule
zum Schul-Campus

In Verhandlungen mit der Stadt 

Wien und der Republik Österreich 

wurde ein Stufenplan entwickelt, 

der  die Errichtung eines Evangeli-

schen Realgyymnasiums, das in der 

Unterstufe als „Neue Wiener Mit-

telschule“ geführt wird, vorsieht. In 

den folgenden vier Jahren wurde die 

temporäre Container-Schule aufge-

baut und parallel dazu ein Architek-

tInnenwettbewerb durchgeführt. 

Das Siegerprojekt des Architekturbü-

ros Sne Veselinovic wird seit Frühjahr 

2014 realisiert und soll nach zweijäh-

riger Bauzeit im Sommer 2015 fertig-

gestellt werden, sodass der Schulbe-

trieb zeitgerecht im Herbst 2015 im 

neuen Gebäude aufgenommen wer-

den kann. 

Architektonisches Schulcampus-
Konzept mit Weitblick

Eine einladende Piazza mit Sitz-

möglichkeiten als Entrée des Schul-

campus wird die SchülerInnen all-

morgendlich in Empfang nehmen. 

Die Klassen der Volksschule und 

des Gymnasiums sind als Einheiten 

(Cluster) in Pavillons konzipiert, die 

im Grünraum eingebettet sind. Dies 

verstärkt eine leichte Orientierung 

und die Identifi kation mit den ein-

zelnen Gebäuden. Die Allgemeinbe-

reiche wie Aula, Speisesaal und Bib-

liothek (als Symbol des Wissens) öff -

nen sich einerseits  zum öff entlichen 

Raum, und andererseits zum inneren 

Grünraum, der als Erholungs-, Bewe-

gungs- und Sportbereich angelegt 

wird und dadurch vielfältige Durch-

blicke zulässt. Weiters nimmt die 

architektonische Planung ebenso 

Wohnungsberatung

Wohnbauvereinigung für 

Privatangestellte

WBV-GPA Wohnungsservice  

Gassenlokal

1010 Wien, Werdertorgasse 9

Tel. (01) 533 34 14

www.wbv-gpa.at

wohnungsservice@wbv-gpa.at

Bedacht auf Kinder und Jugendli-

che mit besonderen Bedürfnissen 

indem sie  keine Hierarchisierung 

der Räume und Diff erenzierung der 

Zugangsmöglichkeiten vorsieht – 

dem Grundsatz der Gleichbehand-

lung wird somit voll entsprochen.

Die Architektur unterstützt den 
pädagogischen Inhalt 

In der Tradition des evangelisch-dia-

konischen Schulerhalters handelt es 

sich auch bei dieser Schule um ein 

innovatives pädagogisches Konzept. 

Die Schule wird inklusiv geführt. Die 

Schwerpunktsetzungen des Real-

gymnasiums „Ökologie und Umwelt“ 

und „Internationale Entwicklung und 

Gesellschaft“ sowie das Oberstufen-

realgymnasium für Jazz, Welt- und 

Popularmusik sollen die Schülerin-

nen und Schüler möglichst gut auf 

ein nachhaltiges Leben in der Gesell-

schaft von morgen vorbereiten und 

sie dabei unterstützen, ihre indivi-

duellen Begabungen zu entwickeln. 

Die innovative räumliche Gestaltung 

des Gebäudes unterstützt die Umset-

zung des pädagogischen Konzepts. 

  

Kontakt

Evangelisches Realgymnasium 

Donaustadt / Wiener Mittelschule

Maculangasse 2, 1220 Wien

Telefon: +43/1/255 73 59 oder E-Mail: 

erg-donaustadt@diakonie.at     

27

Freie Wohnungen
Bestehende Objekte:

• 8761 Pöls, Andreas-Rein-
Gasse 10–18/Burgogasse 
12–16, 2–3-Zi.-Whg. frei, 
HWB 94 KWh/m2/a

•  3300 Amstetten, Johann- 
Strauß-Str. 2–4,  2-Zi.-Whg., 
HBW 68,19  KWh/m2/a

•  8605 Kapfenberg, Wiener-
str. 58, 1–2-Zi.-Whg. frei, 
HBW 44  KWh/m2/a

•  8750 Judenburg, Teuffen-
bachstr. 24, 2-Zi.-Whg., 
HBW 85,85 KWh/m2/a

•  2320 Mannswörth, Römer-
str. 77, 4-Zi.-Whg., HBW 
42,63  KWh/m2/a

•  2731 St. Egyden am Stein-
feld, Am Stadtgraben 2, 
4-Zi.-Whg, HBW 60,91 
KWh/m2/a

v. l. n. r.: Stadtrat Oxonitsch, Ministerin Heinisch-Hosek, Stadtschulratspräsidentin 
Dr. Brandsteidl, BV Nevrivy, Diakonie-Direktor Mag. Chalupka und Oberkirchen-
rat Mag. Schiefermair
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VILA VITA Pannonia****

Nur 80 km von Wien bietet 

das VILA VITA Pannonia**** im 

burgenländischen Seewinkel 

ein 200 ha großes Naturpa-

radies und einzigartige Kom-

binationsmöglichkeiten von 

Wellness-, Beauty-, Sport- und 

Multi-Aktivprogrammen.

Genießen Sie die Winterland-

schaft. Nach einem ausgedehn-

ten Spaziergang ist die Sauna 

im Wellness- und Saunaparc 

gerade das Richtige.

Buchen Sie unter dem Code 

„GPA-djp-Konditionen“! Mit der 

GPA-djp-CARD: 15 % Rabatt auf 

den regulären Listenpreis für 

Übernachtungen/Halbpension.

VILA VITA Pannonia****

Storcheng. 1,  7152 Pamhagen

Tel.: 02175/ 21 80-0

www.vilavitapannonia.at

Winterzeit
Hinaus in die verschneite Winterland-
schaft oder lieber im Warmen bleiben. 
Mit der GPA-djp-CARD gibt’s Freizeitan-
gebote zu Vorteilspreisen.

ÖGB-Skitage Salzburg

ÖGB-Mitglieder sparen in zwölf 

Skigebieten bis zu 50 %! 

Während der gesamten Saison:

Abtenau und  Zwölferhorn

In bestimmten Zeiträumen:

• Dachstein West

• Dürrnberg

• Eben – monte popolo

• Gaissau-Hintersee

• Hahnbaum, St. Johann

• Lofer

• Rauriser Hochalm

• Unken – Heutal-Lifte

• Untersberg

• Werfenweng

An der Kassa die GPA-djp-CARD 

oder eine andere ÖGB-Karte 

vorweisen, Familienmitglieder

bitte die  e-card.

Infos unter: www.mitglieder-

service.at/skitage
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Jollydays

Ich schenk dir ein Erlebnis!

Das Weihnachtsfest naht. 

Damit füllen sich Einkaufs-

straßen und bescheren lange 

Warteschlangen auf der Suche 

nach ausgefallenen Geschen-

ken. Egal ob Sie Geschenke für 

Actionfreaks, Wellnesslieb-

haber oder Genussmenschen 

suchen – Jollydays bietet mehr 

als 4.000 Möglichkeiten.

Entdecken Sie auch die Erleb-

nis-Geschenkboxen. Hier haben 

Sie eine Auswahl der belieb-

testen Erlebnisse für Männer, 

Frauen, Pärchen oder für Kurz-

reisende und Genießer. 

Für GPA-djp-Mitglieder:

12,5 % statt wie gewohnt 10 % 

Rabatt bis 24.12.2014

unter: www.gpa-djp.at/card 
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KUNSTHISTORISCHES 
MUSEUM – Jahreskarte

Mit der Jahreskarte können Sie 

das Kunsthistorische Museum, 

die Schatzkammer, die Neue 

Burg, die Wagenburg, das 

Museum für Völkerkunde, 

das Österreichische Theater-

museum in Wien und Schloss 

Ambras in Innsbruck ein Jahr 

lang bei mehreren Aufenthal-

ten auf sich wirken lassen und 

sich Saal für Saal erobern.

Die Kombination aus der Viel-

falt der Sammlungsbestände 

und einem abwechslungsrei-

chen Ausstellungsprogramm 

verspricht ein ganz besonderes 

Kunst- und Kulturerlebnis.  

Ermäßigter Preis für 

Gewerkschaftsmitglieder

EUR 32,– statt 34,– erhältlich in 

der ÖGB-Kartenstelle.

Tel.: 01/534 44-39675

Lillian Bassmann/P. Himmel

Das KUNST HAUS WIEN widmet 

dem amerikanischen Künst-

lerpaar Lilian Bassmann (1917–

2012) und Paul Himmel (1914–

2009) die erste umfassende 

Retrospektive in Österreich. 

Zwei Leben verbinden sich in 

dieser Ausstellung zu einer 

außergewöhnlichen künstleri-

schen Symbiose. Über 77 Jahre 

waren die beiden bedeutenden 

Fotografen ein Paar.

Für GPA-djp-Mitglieder:

EUR 7,– statt 10,–, in Kombina-

tion mit der Hundertwasser-

Ausstellung EUR 8,– statt 12,–

Karten direkt an der Kassa

mit dem Kennwort: „GPA“

Angebot gültig bis 31.1.2015.

Täglich von 10 bis 19 Uhr

KUNST HAUS WIEN

Untere Weißgerberstraße 13

1030 Wien
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HOLLYWOOD MEGAPLEX

Ermäßigung bei Tickets und 

Kinobuff et für GPA-djp-Mitglie-

der in den Kinos in Wien, St. Pöl-

ten, Pasching und Innsbruck.

Sie erhalten durch Vorweisen 

eines Gutscheines mit QR-Code 

20 % Rabatt beim Kinoticketkauf 

(Rabatt auf Ticketvollpreis) und 

10 % Rabatt beim Kinobuff et!

Der Gutschein ist in allen Hol-

lywood Megaplex Kinos für ein 

oder zwei Personen bis 31.12.2015 

gültig. Gilt nicht für Sonderver-

anstaltungen, Live-Events und 

Featurevorstellungen.

Bitte den Gutschein unter 

www.gpa-djp.at/card direkt 

beim CARD-Angebot down-

loaden und ausdrucken oder 

am Handy speichern. Der Gut-

schein ist im Gültigkeitszeit-

raum mehrmals verwendbar!

CARD-Angebote

Nähere Infos

zu diesen und vielen anderen CARD-Vorteils-

angeboten fi nden Sie unter: www.gpa-djp.at/card 

Hier können Sie auch den CARD-Newsletter abonnieren und erhalten 

monatlich per E-Mail aktuelle CARD-Infos.

Steht Ihnen kein Internetzugang zur Verfügung, senden wir Ihnen 

gerne die CARD-Broschüre zu. Bestellungen: Tel.-Nr.: 05 03 01-301,  

service@gpa-djp.at
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Veranstaltungen

12. Jänner 2015

Werner Brix
Kulturzentrum am Hof – Linz

Der österreichische Schauspieler 
und Kabarettist feiert heuer sein 
20-jähriges Kabarett-Jubiläum 
und seinen 50. Geburtstag. 
In Linz sehen Sie „Lust – Lasst 
uns leben!“, auf den DVDs der 
Jubiläums-Box dieses und vier 
weitere Kabarettprogramme.

Karten: 0732/77 48 63

27. Jänner bis 1. Februar 2015

Shadowland
Museumsquartier/Halle E

Faszinierende Traumgeschichten, 
da verwandeln sich die Schatten 
der TänzerInnen in fahrende 
Autos, Elefanten, aufgehende 
Blüten, Burgen oder Zentauren.
10 % CARD-Ermäßigung

Buchung: tickets@lskonzerte.at
Ermäßigte Tickets für GPA-djp- 
Mitglieder!

29. Jänner 2015

[dunkelbunt] und Waldeck
Wiener Gasometer

Die beiden Soundtüftler präsen-
tieren ihre neuen Alben LIVE. Sie 
gelten als Urväter der Electro 
Swing & Balkan Beats Bewe-
gung, die zu Beginn des neuen 
Milleniums ihren Anfang nahm.

Karten und Infos: oeticket,
Tel. 01/960 96 bzw.
www.oeticket.com 

Gewinnspiele und Ermäßigungen
Alle markierten Produkte können Sie gewinnen!  Senden Sie dazu eine Postkarte an die Redaktion 

KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Kennwort: Name der jeweiligen Veranstaltung bzw. online: 

www.gpa-djp.at/gewinnspiel, Einsendeschluss 7. Jänner 2015. 

Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
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23. Jänner 2015

Kann denn Liebe Sünde sein?
Stadttheater Baden/Foyer

Eine Soiree mit Susanne Marik, 
Béla Fischer und Lenny Dickson, 
mit Hits von Marlene Dietrich, 
Zarah Leander, Hildegard 
Knef, Heinz Conrads, Gerhard 
Bronner, Pirron und Knapp u.v.a.

Karten: Tel. 02252/225 22
20 % CARD-Ermäßigung 
mit dem Kennwort „GPA“

24. Jänner bis 14. März 2015

QUARTETTO
Komödie am Kai

Ein warmherziges, romantisches 
und unterhaltsames Stück für 
Jung und Alt über die Liebe, 
das Altwerden und die Kraft der 
Musik als ewiger Jungbrunnen.

Info: www.komoedieamkai.at

Karten: 01/533 24 34
20 % CARD-Ermäßigung
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26. Jänner bis 1. März 2015

Brain
Versch. Veranstaltungsorte 
Wien/NÖ

Nach dem erfolgreichen Stück 
„Hot Jobs“ präsentieren Sophie 
Berger und Susanne Preissl
ihre neue Produktion zur aktuel-
len hitzigen Bildungs-Debatte!

www.jugendstil-theater.com
10 % CARD-Ermäßigung
Karten: Tel. 0660/313 94 92
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 Mitglied sein bringt’s!
Eine Mitgliedschaft zahlt sich aus! Für nur 1 Prozent 
ihres Bruttogehalts können unsere Mitglieder alle 
Serviceleistungen der GPA-djp nutzen. 

W
ir brauchen unsere Mit-

glieder, unsere Mitglie-

der brauchen uns: Sie 

sichern sich mit Ihrem Beitrag den 

Zugang zu wichtigen Leistungen 

Ihrer Gewerkschaft. Und Sie stär-

ken zugleich die Position der GPA-

djp, die jedes Jahr von Neuem die 

Einkommen von Hunderttausenden 

Beschäftigten sichert. 

Die GPA-djp verhandelt gemeinsam 

mit 15.000 BetriebsrätInnen, die in 

unserer Gewerkschaft organisiert 

sind, insgesamt über 160 Kollek-

tivverträge. Die Kollektivverträge 

garantieren nicht nur die Erhö-

hung der Löhne und Gehälter, son-

dern regeln auch die Arbeitszeit, den 

Anspruch auf Weiterbildung und 

das Weihnachts- und Urlaubsgeld. 

Als Gewerkschaftsmitglied können 

Sie bei rechtlichen Problemen an 

Ihrem Arbeitsplatz mit einem star-

ken Partner an Ihrer Seite rechnen: 

Die Gewerkschaft erkämpft über 

70 Millionen Euro pro Jahr für ihre 

Mitglieder. Der ordentliche Rechts-

schutz besteht bereits nach einer 

6-monatigen Mitgliedschaft und 

entsprechender Beitragsleistung. 

Er gilt für alle Rechtsstreitigkeiten, 

die unmittelbar mit Ihrer Arbeit 

zusammenhängen und keinen 

gewerkschaftlichen Grundsätzen 

widersprechen. 

Ihr Mitgliedsbeitrag ist in voller 

Höhe von der Lohnsteuer absetzbar 

und wirkt daher steuermindernd. 

Wird Ihr Mitgliedsbeitrag direkt 

vom Gehalt einbehalten, so wird die 

Steuerminderung bereits bei der 

Gehaltsverrechnung berücksichtigt.

Als Mitglied bekommen Sie das 

GPA-djp-Mitgliedermagazin KOM-

PETENZ direkt zu sich nach Hause. 

Die Mitglieder-CARD garantiert 

Ihnen nicht nur Service und Bera-

tung, sondern auch zahlreiche 

Ermäßigungen bei Kultur, Sport, 

Freizeit und Urlaub.  

Wie viel Sie zahlen

Mitgliedsbeitrag
1 Prozent des Bruttogehalts, 
max. € 30,55
(Grenzbeitrag 2015)

Die Anhebung des Grenzbei-
trages beträgt 2,53 Prozent. 

Monatliche Fixbeiträge: 
Arbeitslose, Zweitmitglied-
schaften, unbezahlte Freistel-
lungen, vorzeitiger Mutter-
schutz € 1,80; 
geringfügig Beschäftigte
€ 2,–

Für atypisch Beschäftigte, 
Werkvertrags- und freie
DienstnehmerInnen beträgt 
der monatliche Beitrag 1 
Prozent des Bruttogehalts, 
mindestens € 10,–/Monat

Jährliche Fixbeiträge: 
SchülerInnen, StudentInnen 
€ 8,40; 
PensionistInnen € 3,– pro 
Monat bzw. € 36,– pro Jahr

Außerordentliche
Mitgliedschaft: € 21,60

Ausnahmen: Freie Journa-
listInnen mit Presseausweis 
mind. € 10,-–/Monat (wenn 
nicht der Grenzbeitrag von
€ 30,55 anzuwenden ist); 
JournalistInnen in Pension mit 
Presseausweis € 8,–/Monat
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BANK AUSTRIA   IBAN: AT07 1200 0006 7140 0000   BIC: BKAUATWW

BAWAG P.S.K. IBAN: AT05 6000 0000 9191 6000   BIC: OPSKATWW

Bitte am Bankschalter auf Spende hinweisen. Ihre Spende ist steuerlich absetzbar.

BANK AUSTRIA IBAN AT07 1200 0006 7140 0000 BIC BKAUATWW

Lassen Sie die Menschlichkeit nicht im Mittelmeer ertrinken.
Bitte spenden Sie jetzt, damit das Integrationshaus auch 2015 ein sicherer Hafen bleibt.

Online spenden auf www.integrationshaus.at


